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I. Rechtslage und, Gutachtensauftrag

Der derzeit geltende und für die nachfolgeld analysierte Fragestellung zentrale $ 43a des

Schulunterrichtsgesetzur iaf BGBI LtZfiorä fin qq nolg.' SchUG) kann auf eine vergleichbare

Vorläuferbestimmung" (S;t"-$hUG 'idF üoi gCnt I lsglzozo. lin der Folge: SchUG aF])

zurückblicken. Die iE 
"ägäU"ngsgeschichte 

soll daher knapp rekapituliert werden''

I.A. S +3a SchUG aF

Gemäß einem zustimmend zur Kenntnis genommenen Ministenatsvortragtgltz des Bundeskanzlers

sowie des Vizeka"rü;;;;; 4. April zo"r8i toll" ein ,,Bundesgesetz. zum Schutz von Kindern vor

öü;"b" 
""ä 

rc"iarng;iü;ü;Äü profi.t"utischen politischön, religiösen oder weltanschaulichen

Hintergründen" ";;;"".b"it.t--*"tä.", 
wonach es Kindern untersagt werde' ua bestimmte

Kleidungsstücke zu ärwenden. Darunter fallen auch ,,Kleidungsstücke,.die zur Verhüllung oder

v;;b"Eilg a", roriu;;;igr""d d.es Geschlechts dirkrimitti"rend eingesetzt werden." Diese

R;;;ffi;;ä1e-,nir ä[ g.r"i.ü'. Kindergärten, andere elementarpädagogische Einrichtungen sowie

Volksschulen Anwendung finden."

In einer am 24.oktober zor8 im Nationalrat eingelangten Regierung:svorlage findet sich ein

einschlägiges verbot im Rahmen einer eriiiut-vc-vätein6arung,, die im hier interessierenden Teil

unverändert beschlossen und am z2.Deze"mber zorS kundgemaclt wurde'q In der Zwischenzeit

wurde ein Initiativ"üitugr "GuU.u.itt, 
der ausschließlich diJNeuschaffung des 5 43a SchU-G af i-n

verfassungsrang zum Inf,alt hätte. Im eusschussberichto wird d.er Verfassungsrang der-vorschrift als

nicht mehr erto.a"rticn .ru"hi.t und eine klarstellende Feststellung getroffen. Der diesbezügliche

Gesetzesbeschluss a"t.ft ä.n Nutiottalralerfolgte am 15. Mai zor9.,ln dem auf die Kundmachung am

;;. J;;i;;r9 folgenf; Tag trat die vorgenannte Bestimmuns in Kraft.

$ +ga SchUG aF lautet:

,,5 4Sr, A) Um die bestmögliche Entwicklung und Entfalntng aller SchüIerinnen und Schüler sicherzustellen,

ist diesen bis zum Enä-r" ä"t- i"huljahresi in welcircm gie dgs to. Lebensjahr uollenden' das Tragen

weltanschauli"h odei äügiöts geprägter nlkleidung mlt der eine verhüIlung des Hauptes uerbunden ist,

untersagt. Dies dient aerioziitei tntegraioi- io,n'I{jnd."rn g_elräJJ den lokalen Gebröuchen und sitten, der

wahrung der uerfassungsrechtlichen cruiääiti üa n{tdungsziete der Bundesuerfassung soutie der

Gleichstellung uon Mann und Frau'

(z) Bei VerstoJS gegen das Verbot gemäf Abs, r hat die Schutteiterin bzw. der Schulleiter unuerzüglich die

jeweils zuständige niiüngsdirglruo" "i uüiii"iign1, Diese hat die Erziehungsberechtigten unuerzüglich,

jed.enfatts innerhalb ,"i i"i"n"ltig".r,, "u "inii ui/pflichtenden-Gespräch zu laden, In dem Gespräch sind die

Gründefür den Versto!) zu erörtern. zu, verÄeiduiÄ! weiterer.versiö1\e -sind 
die Prziehungsberechtigten .über

ihre verantwortung"":"f^itar"i; ddes ist t"toiftticifustzuhalten und der schulleiterin bzw. dem schulleiter

zur Kenntnis zubringen.

511'495/A26. GP.
oAB 6rz BIgNR z6.GP
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$) Findet nach dem Gespröch ein weiterer VerstotS gegen das Verbot gemdf Abs. 1 statt, oder kommen die
Erziehungsberechtigten der uerpflichtenden Ladung nach nochmaliger Aufforderung nicht nach, so stellt
dieser eine Verwaltungsübertretung durch die Erziehungsberechtigten dar und isf uon der
Bezirksuerwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 44o €, im FIII der Uneinbringlichkeit mit
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen zu bestrafen."

Mit Erkenntnis vom rr. Dezemb er 2oze7 (vgl unter IV.) hat der VfGH g 4Sa SchUG aF - ohne Setzung
einer Frist gemäß Art r4o Abs S B-VG - als verfassungswidrig aufgehoben.s

r.B. S 43a SchUG

In einem zustimmend zur Kenntnis genommenen Ministerratsvortrag ztlg des Bundesministers für
Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie der Bundesministerin für Europa, Integration und
Familie vom 10. September 2o2's wurde mit Blick auf ein ,,altersbezogenes Kinderkopftuchverbot im
schulischen Kontext" über die (bevorstehende) Begutachtung einer entsprechenden legistischen
Umsetzung informiert.

Am selben Tag wurde ein Ministerialentwurf zu einem ,,Bundesgesetz z:ur Stärkung der
Selbstbestimmung von unmündigen Mädchen an Schulen mittels Einführung eines
Kopftuchtrageverbots"ro [in der Folge: Ministerialentwurf zozgf in Begutachtung geschickt..' Das
darin enthaltene, näher bestimmte Kopftuchtrageverbot soll strafbewehrt', und durch eine
Verweisung im Privatschulgesetz [in der Folge: PrivSchG] auch an Privatschulen anwendbar sein.l3

In einer am 18. November zoz5 im Nationalrat eingelangten Regierungsvorlage'+ wurde eine
li,nderung des SchUG sowie darin ein näher bestimmles fopftuchlragevärbot frr Schülerinnen
vorgeschlagen.ls Dieses weist gegenüber dem Ministerialentwurf zoz5 einige li,nderungen auf, soll
jedoch weiterhin strafbewehrtl6 und auch an Privatschulen anwendbar sein.rTZudem sollen durch die

zvfSlg zo.4g5/zozo.
8 BGBI It5glzozo.
s Abrufbar unter https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:bb 41f7o8-of7o-4oa9-B7de-
od46czdo4t5glzt_g_mw,pdf (zuletzt abgerufen am 19, April zoz6).
'o 44/ME zB. GP.
11 S 4ga SchUG idF 4a/ME 28. GP lautet:

5 +sa (,) um die b";:x#tf"f:';:#,:[f::fx:;HfÄl#x;äi:"Ä{I*#;*"ixl}",0r,,r im sinne des
Kindestaohls sicherzustellen und insbesondere die Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und Sichtbarkeit
uon Mädchen zu jördern, ist SchüIerinnen der Vorschulstufe und der ersten bis einschlieJllich achten Schulstufe
das Tragen eines Kopftuches, welches das Haupt als Ausdruck einer ehrkulturellen Verhaltenspflicht uerhüIlt,
im schulischen Kontext untersagt. Die Erziehungsberechtigen sinduerpflichtetfir die Einhaltung des Verbots
zu sorgen,
(z) Bei einem erstmaligen VerstoJ) gegen Abs. t hat die Schulleitung unuerzüglich mit der betroffenen
Schülerin ein Gespräch zu führen, ttm die Hintergründe des Verstofes ru klören und ein
Informationsschreiben an ihre Erziehungsberechtigten über das Verbot und die Konsequenzen bei weiteren
VerstöJ3en zu übergeben. Bringt das Gespräch keine Klörung und kommt es im Anschluss zu einem erneuten
VerstoJ), hat die Schulleitung die Erziehungsberechtigten und die Schülerin unuerzüglich zu einem Gespräch
im Beisein einer weiteren Lehrkraft der SchüIerin zu laden.
ß) Kommt es im Ansch/uss an das zweite Gespräch gemät3 Abs. z zu einem erneuten Verstof, hat die
zuständige Bildungsdirektion die Erziehungsberechtigten unuerzüglich zu einemuerpflichtenden Gespräch zu
Io.den. Mit den Erziehungsberechtigten sind dabei Gründe fi)r den erneuten Versto!3 zu erheben und die
Erziehungsberechtigten nachweislich über ihre Verantutortung zur Mittuirkung an Bildung und Erziehung
und zur Einhaltung schulrechtlicher Regelungen durch das Kind aufzuklären. Bei erfolgloser Ausschöpfung
der Möglichkeiten gemä13 Abs. z und g hat die Schulleitung auch den zustöndigen Kinder- und
Jugendhilfeträger gemöJ3 I 37 des Bundesgesetzes über die Grundsätze fi)r Hilfen für Familien und
Erziehungshilftnfir Kinder undJugendliche zot3, BGBI. I Nr, 6g/zot7, zuuerständigen."
tz $ 8ob SchUG idF ++/ME 28. GP.
ts 5 3 Abs 3 PrivSchG idF 44lME 28. GP.
14 RV 298 BIgNR zB. GP.

'5 5 4ga SchUG idF RV 298 BIgNR 28. GP.

'6 5 Bob idF RV 298 BIgNR 28, GP.
17 S 2b PTiVSChG idF RV Z9B BIgNR ZB. GP.
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Regierungsvorlage auch folg-ende, durch i\nderungel ges SchUG zu realisierende Maßnahmen

umgesetzt werden: ,,Stundaräs Rii surpendie-rungsbägleitung etablieren und begleitende Angebote

ausbauen,,; ,,nlnberiJhungä"t r"-ifi. u"ä der Schulsozialirbeit bei Suspendierungel und in der

ää"flp.ai,."tio" forcierän".,s Dem Ausschussbericht vom 4. Dezember 2o251s sind keine neuen

il;lt1i.h;espekte zu entnehmen. Der Gesetzesbeschiuss im Nationalrat erfolgte am 11' Dezember

;;;?ü;; rfirde "* t;. ö;;mber zoz5 kundgemacht. Gemäß $ 8z Abs 2sZL schuG tritt s 43a

SchÜG mit 1. September zoz6 in Kraft.

$ +ga SchUG lautet:

,,schutziterkind.gerechtenEntusicklungs.undEn{alrungs'fteiheit

S 4sa. A) um die bestmögliche Entwicklung und n_n1{alymq, aller schüIerinnen und Schüler im sinne des

Kindeswohls sicnerzulteitin'üd inrb"rondire die selbstbesiimmung, Gleichberechtigung und sich-tbarkeit

uon Mädchen rufaraiä, i"i 
"r 

s"rrrr erinnen bis zur Vollendung des iq. Lebensjahrs untersagt, ein.Kopftuch,

u;elches das Haupt na"h isto*irchen Traditionen uerhüIlt, "i ffogen. D-as Verbot gilt in der Schule, nicht

jedoch im disloziert"i u"lirii"it odn bii-ichutueransialtungin und schulbezogenen veranstalüngen
'i"i"riäll üi s"na".'bii ü"i"n""gsberechtigen sind.uerpflichtet,fur die Befolgung des verbots zu sorsen'

(z) Bei einem erstmaligen VerstoJ) sesgry das Verbot gemäJ) Abs t hat die Schulleitung unuerzüglich mit der

L-äiniäi s"ntteriniüie aerä"nÄununssber.echüstei ein lespräilt zufi)hren, um die Hintersründe des

verstoJles zu klären. oii s"i"tl"itung kanÄ sich daiei uon einir Lehrpers-on uertreten lassen und unter

n"rä[iiänsüg ari iÄtlaia, a"i Einzelfatts weitere .Lehrpersonen oder andere seeignete Personen

beiziehen. Im Rahmen ir;';d;;;;A"ä itt ou"i iii tnformationsschreibenfur die.n-rziehungsberechtigten über

ä-;i;;;"t g"ia1l ear. t und. äie Konsequenzen bei"weiteren VerstöJ3en nachweislich zu übergeben'

ß) Kommt es nach dem Gespräch gem,äf Abs. 2 zu einem erneuten VerstoJ3 gegen das Verbot gemäJJ Abs' t,

hst die schulleitung ä;"";;ii;diöi sin"ninarde zu uerständigen. Diese hat die schülerin sowie deren

Erziehungsberechtigti int"i*iin i"a nachweislich zu einem uerpftichtenden-Gespräch zu laden' In der

Lodung ist auf di, i";;;ä;räin a,ei ung.ir:echtfertigter.Nichtteiliahme am Gespräch und bei weiteren

verstöJ3en gegen_ dasViüäli"Äil eas. t ni.n"iöe*eÄ. Die zuständise schulbehörde hat dem Gespräch die

sini{äiäg-oder eine uon d{eser"bestimmten vertretung beizuzie.hen, weitere Personen können beigezogen

werden. Mit der srnitirii in-d äen nrziehuigsherechtigien sind. die Gründefur den erneuten verstoJS gegen

das Verbot gemä!) Abs. t zu erheben. Weiers sind 1ie Erziehungsbeyghtig.tery. nachu;eislich über ihre

Verpflichrung zur lwituirt ung qn Bildung uninrziehu\Q uydüber d{e Pflicht,fi)r die Befoloung desverbotes

gnÄäf eAt. i ", torgü, oi1Änarn . Da"s Stattfinden des Gesprächs ist zu dokumentieren'

(+) Wird nach d.em gemäfi Abs. g anberaumten Gespräch weiterhin gegen-das \r-bo!097tä!l Abs' t uerstoJ3en,

auch an einer anderü-'süäu,"to hat die sänüeirung dies der,ziständigen schulbehö.rde mitzuteilen. Ein

weiteres Gespräch g;;ii;i;: g ist ri"ht ^ini "rfor{n 
ti9.hr.,In diesem ratt nat die zuständige s,chulbehörde

auchd.enzustanaigen'Küiä-uÄdJugendhilfuträgergem\ß5 szdesBundes-Kinder-undJugendhilfegesetzes
zo4, BGBI. I Nr. 69/ zot3, zu uerstöndig en."

I.C. Gutachtensauftrag

Vor dem Hintergrund der unter II.B. skizzierten Rechtslage -soll 
geklärt werden, ob das näher

Uestimmteropftüchtrageverbot für Schülerinnen mit dem Gleichheitssatz vereinbar ist.

Rechtspolitische Erwägungen bleiben kategorisch ausgeklammert.

II. Gehalt und Reichweite d'es S +ga SchUG

In weiterer Folge sind Gehalt und Reichweite des g +ga schuG anhand des persönlichen (vgl u-nter

ii.Äi ";J a..iu"6ii.6"" Anwendungsbereichs (vgi-unter II.B. und c.) sowie mit Blick auf die

vorgäsehenun ronr.q,tänren und san"ktionen (rgl u-nter II.D.) und Begleit{raßnahmen (vgl unter

II.E.) auszumessen. Zietzt werden Gehalt und {.eichweite von $ +ga SchUG aF und $ +3a SchUG

verglichen (vgl unter II.F.).

18 RV 298 BIgNR 28. GP r.
ts AB 351 BIgNR 28. GP.
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II.A. Schülerinnen

$ +ga SchUG aF beschränkte das Kopftuchtrageverbot der Sache nach auf Volksschülerinnen.2o Der
Ministerialentwurf zoz5 stellte auf ,,Schülerinnen der Vorschulstufe und der ersten bis einschließlich
achten Schulstufe" ab."' Demgegenüber ist das in $ 43a SchUG enthaltene Kopftuchtrageverbot auf
Schülerinnen bis zur Vollendung des t 4, Lebensjahres anwendbar. Dazu wird begründend ausgeführt,
dass Kinder unter t4 Jahren,,entwicklungsbedingt noch nicht zwingend über die kognitive Reife und
emotionale Abstraktionsfähigkeit fverfügen], um die religiöse, kulturelle und gesellschaftliche
Bedeutung s)rmbolischer nekliidung eigenständig zu beurteilen."r, Ztrdemfolge die Ältersgrenze der
Religionsmündigkeit."r Letzteres ist allerdings insoweit zu relativieren, als die negative
Religionsmündigkeit bereits mit Vollendung des zwölften Lebensjahres eintritt.z+ Bei stränger
Wortlautbetrachtung war $ 43a SchUG aF auch auf (männliche) Schüler anwendbar, jedoch hat äer
VfGH diese Bestimmung im I(ontext des islamischen Kopftuchs als lediglich auf Schülerinnen
anwendbar erachtet.rs

Im Ergebnis wird der persönliche Anwendungsbereich des g 4Sa Abs r SchUG gegenüber g 43a Abs r
SchUG aF um etwa vier Jahre erstreckt.

II.B. Schule

Das Kopftuchtrageverbot soll an allen öffentlichen Schulen sowie - anders als noch 5 43a SchUG aF -
an allen Privatschulen anwendbar sein.2o Dies wird damit begründet, dass ein Ausweichen auf
Privatschulen nicht mehr möglich sein soll und damit dem Erkenntnis VfSlg zo.4g5/zozo Rechnung
getragen werde.27 Demgegenüber soll das Kopftuchtrageverbot im häuslichen Unterricht nicht
anwendbar sein.28

Im Ergebnis wird der diesbezüglich sachliche Anwendungsbereich des g 43a SchUG gegenüber g 43a
SchUG aF erweitert."s

Während der Ministerialentwurf zoz5 noch auf den ,,schulischen Kontext" abstellt,so gilt das in $ 4Ba
SchUG enthaltene I(opftuchtrageverbot ,,in der Schule, nicht jedoch im dislozierten Ünterricht oder
bei Schulveranstaltungen und schulbezogenen Veranstaltungen außerhalb der Schule". Damit wird

zo Diese Bestimmung stelle auf das Ende jenes Schuljahres ab, in dem die betroffenen Personen das
ro. Lebensjahr vollenden.
ü Ygl 44lME 28. GP 7i ,,Zur Umsetzung wird im Vollzug nicht auf das Alter der Schülerinnen, sondern auf die
Schulstufe abgestellt. Somit zählt zur Vollziehung des Verbots nicht das Geburtsdatum, da das permanente
Abgleichen der Daten einen erheblichen administrativen Aufwand darstellte und im Regelfall Schülerinnen bis
zur Vollendung des r4. Lebensjahrs die achte Schulstufe besuchen."
" RV 298 BIgNR zB, GP r. Die als Beleg angeführte Stellungnahme von Mouhanad Khorchide und Sarah
Demmrich ist öffentlich nicht verfügbar.
zs RV 298 BIgNR zB. GP t, mit Hinweis auf 5 S Bundesgesetz über die religiöse Kindererziehung 1985,
BGBI r55/r985.
z+ Vgl $ 5 zweiter Satz Bundesgesetz über die religiöse Kindererziehung 1985, BGBI r55/r985: ,,Hat das Kind das
zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen seinen Willenln einem anderen Bekenntnis als bisher
erzogen werden."
zs VfSlg zo.4g5/ zozo, gBT Gozo f).
,6 Vgl va $ zb PrivSchG.

'z7 RV 298 BIgNR 28. GP 8, 16. Hingewiesen wird auch darauf, dass ein österreichweit stringenter Vollzug des
Kopftuchtrageverbot sichergestellt werden soll (ebd 16). Es solle auch gewährleistet werdln, dass staatlich
gesetzte Schutzstandards nicht durch private Schulträgerschaft relativiert werden (ebd 16).
's RV z9B BIgNR 28. GP B, mit Hinweis auf ein nicht vergleichbares soziales bzw gruppendynamisches Setting
sowie auf die faltische Unvollziehbarkeit. Zudem entfalte das Kopftuch im privaten Ümfeld seine tatsächliche
soziale Funktion nach außen hin nicht in gleicher Weise.
'e g 43a SchUG aF war lediglich an öffentlichen Schulen und an Privatschulen, die mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestattet sind und eine gesetzlich geregelte Schulartbezeichnung führen, anwendbar
(Vfslg zo.4gglzozo, 987 [rozo]).
so Vgl 44lME 28. GP 7: ,,Der schulische Kontext umfasst einerseits den Schulunterricht per se als auch
schulbezogene Veranstaltungen (bspw. Exkursionen, Projekttage, Klassenreisen) sowie einen sonstigen
Aufenthalt im Schulgebäude und auf dem Schulgelände."
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der sachliche Anwendungsbereich präziser als in $ 43a SghUG aF beschrieben's' Dieser wird

gegenüber d"* rvrirrisi"riätent*orf äors .itg.tcnrali{, ryeil nunmehr auf für schulische Zwecke

gewidmete l,i.g.nr"huit";;^G;i+f;ä.;t;;t *i.a mit der Schule als einem ,'in besonderer Weise

geschützten l,ernortll-Lrkläri'.se Dieser".aumtictte verständnis von schule führt im Ergebnis

insbesondere dazu, dass das Verbot ln*.riuiu des schulunterrichts im Klassenverband nicht

ausnahmslos34 und im schulbezogenen ro"i.J 
""ßerhalb 

der schule gar nicht gilt.as umgekehrt gilt

das Kopftuchtrageverbot jedenfalls für schtileritrtt.n der betreffenden Schule ausnahmslos und zwar

in zeitlicher (arg.: in den iruur.r und im llu"ri.ittugsunterricht)36, wie in örtlicher Hinsicht (arg': im

Pausenhof, Schulsportgelände etc)sz'

Im Ergebnis wird der sachliche Anwendungsbereich.des S.43a Abs r SchUG gegenüber $ 43a Abs r

SchUG aF eingeschränkt, jedoch gi"iättruitig innerhalb des schulischen Kontexts eine

Binnendiffe.urrri.roiääirg;r"ä;;, aiu Ji*r rtril.tän räumlichen vorstellung von schule verpflichtet

ist.

II.C. Kopftuchtrageverbot

In S 4ga SchUG aF wurde das Traq_en weltanschaulich oder religiös- geplägter-Bekleidung mit der eine

Verhüllung des Hauptes verbunden itt,-"nt.isagt. ner.-V.fCH trat diöse Wendung dahingehend

verstanden, als danrü u"f 
"i"" 

weltanscha"ii.ft oä'"t religiös ggpr.agt-e- Bekleidung nach islamjscher

Tradition abgestellt werde und damit *.*i.g;"^d-auf das islaÄi-schä Kopftuch ausgerichtet sei'sa Im

Ministerialentwurf zäzs-*i.ä äemgegenübeiauf das Traggn eines Kopftüches, welches das Haupt als

Ausdruck "i.r.r 
enrkulin..rf." vJrrt"alte"spfii.fti t.-ttttiTtt, lbgesteili. Dazu..wird zunächst darauf

hingewiesen, dass * ;i.ht a;.uui arrtoäÄe, ou aur -ropftüch aus religiösen oder traditionell-

kulturellen GründeJg;i;A; werde.gsG-*.itlr"r Folgg wird ausgefylrrt, dass das ,,islamische

Kopftuch (in all r.ir,.n'rärä.n, vom uijab bis zur gurkai[...] eine Bekleidung [ist]' die geeignet ist,

als Ausdruck einer ehrkulturellen Verhalienspflicht- verstanden zu werden, unabhängig- davo-n' 
-ob

diese Funktion von j;;i;afit" i"te"aieJ irtäa"t ou eine religiöse Motivation damit einhergeht'"+o

5 +ga Abs r schuG stellt demgeg-gnüber auf ein Kopftuc!, welches das Haupt nach islamischen

Traditionen verhüIlt, ab. oä-ürört aas "rragen 
elqes^ Kopftuches nach islamischen Traditionen (in

all seinen Formen, .ro.r, ffiluU bis zur gutluf u;a6hängig davon, o! yon der Trägerin eine religiöse

Motivation damit einhergeht", untersagt *".4.n.0' oaräiiwerde auf das ,,verbot von ehrkulturellen

verhaltenspflichten, also sozialer Normen, äie darauf.abzielen, insbesondere das Ansehen einer

Familie oder Gemeinschaft durch das verhalil.r,oon Mädchen und Frauen zu sichern", abg-ezielt'+'

Der wortlaut des S ä; Abti schuG **rtilo"achst deutlich, dass das verbot ausschließlich auf

Schülerinnen musümlschen Glaub"nr ufri.it, weil wohl nur diese ein Kopftuch ,,nach islamischen

Traditionen,, tragen können.as Damit .i"a .* lege sämtliche Varianten iiner anderen Form der

3'Vgl Vfslg zo.4g5lzozo, g87 (rozo f), wonach das V
g" RV 298 EtgNR-is. GP 6, 9, jeweils mit Hinweis auf $

Wissenichaft und Forschung über das Verhalten in
sicheren Schulbetrieb - Schulordnung 2024, BGBI II

erbot,,in" bestimmten Schulen gilt.
lÄU", Z r Verordnung des Bundesministers für Bildung,

Jer Schule und Maßnähmen für einen geordneten und

rz6lzoz4 [in der Folge: SchulO zoz47'

$ RV 298 BIgNR 28. GP 6.
s+ Der disloziärte Unterricht wird in $ ++ Abs r SchUG näher definiert.
ss Die Schulveranstaltun!;; ;d ,.nütl"rog.n"n v"t"ntt"ftungen werden in den 5$ 13, t3a SchUG näher

definiert.
go RV 298 BIgNR 28. GP g.
37 RV 298 BIgNR 28. GP 6.
se VfSlg zo.43sf zozo, 987 (rozo)'
zt 44lME 28. GP r.
+o 44lM1zg. Gp 7. In weiterer Folge werden Erwägungen zum Begriff der ,,ehrkulturellen Verhaltenspflichten"

angestellt.
+t RV 298 BIgNR 28. GP g.
42 RV zg8 BIgNR ia'.'cp g. Zudem wird ausgeführt, dass die Gesetzgebung bewusst auf eine

Bekleidungsvorschrift abstelle, die nur Mädchen betreffe'
+g Einen Grenzfall bilden Konstellatiorr"n, in d"n"n nicht-muslimische Schülerinnen ebenfalls ein Kopftuch

tragen, das deren Intention nach islamischen Traditionen entspricht. Die Gesetzesmaterialien legen zwar nahe,

aur', 
", 

auf eine religiöse Motivation nicht ankommt (Rv z9B BIgNR 28. GP 9), jedoch wird an anderer stelle
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Verhüllung des Hauptes ausgenommen, selbst wenn diese einer anderen religiösen Tradition oder
Vorschrift entsprechen. Das hier in Rede stehende Kopftuchtrageverbot soll zudem alle Formen des
Kopftuchs nach islamischer Tradition, soweit dieses nur das Haupt verhüllt,++ betreffen, sodass eine
Differenzierung etwa danach, ob neben dem Haupt auch das Gesicht oder Teile desselben verhüllt
werden,+s nicht stattfindet.

Im Ergebnis ist daher der sachliche Anwendungsbereich von g 43a Abs r SchUG aF und g 4ga Abs r
SchUG nahezu identisch, weil jeweils das Tragen eines Kopftuches nach islamischen Traditionen
untersagt wird.

II.D. Konsequenzen und Sanktionen

$ 43a Abs z, 3 SchUG aF sah einen gestuften Sanktionsmechanismus vor, der bei einem Verstoß gegen
das Kopftuchtrageverbot zunächst ein näher bestimmtes Gespräch vorsah und erst bei einim
erneuten Verstoß eine mit einer Geldstrafe bis zu 44o Q, im Fall der Uneinbringlichkeit mit
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zr,vei Wochen zu bestrafende Verwaltungsübertretung durch die
Brziehungsberechtigten vorlag. Diesem Modell folgen im Grundsatz auch der Minisierialentr,vgrf
zoz5 sowie schließlich g 43a Abs z, 3 SchUG:

Gemäß $ 43a Abs z SchUG ist bei einem erstmaligen Verstoß gegen das Kopftuchtrageverbot ein
näher bestimmtes Gespräch zwischen der betroffenen Schülerin sowie deren Eiziehungsberechtigten
und der Schulleitung zu führen, wobei für die Brziehungsberechtigten ein näher bestimmtes
Informationsschreiben nr übergeben ist. Diese Maßnahmen seien auf Information und
Bewusstseinsbildung ausgerichtet.+o

Gemäß $ +3a Abs 3 SchUG ist bei einem erneuten Verstoß gegen das Kopftuchtrageverbot ein näher
bestimmtes Gespräch zwischen der betroffenen Schülerin sowie deren Brziehungiberechtigten und
der zuständigen Schulbehörde ^r führen, wobei die Schulleitung beizuziehen lst. Die
Erziehungsberechtigten sind dabei ua über die Pflicht, für die Befolgung des Kopftuchtrageverbots zu
sorgen, aufzuklären, Mit der Einbindung der Schulbehörde soll die Verbindlichkeit der Maßnahme
erhöht werden, sodass weitere Verstöße verhindert werden sollen. Das Gespräch sei weiterhin
präventiv angelegt.4T

Gemäß $ +ga Abs 4 SchUG hat für den Fall, dass nach dem gemäß Abs 3 leg cit anberaumten Gespräch
weiterhin (auch an einer anderen Schule) gegen das Kopftuchtrageverbot verstoßen wird, die
Schulleitung dies der zuständigen Schulbehörde mitzuteilen. Diese hat auch den zuständigen Kinder-
und Jugendhilfeträger zu informieren. Die von der Schulleitung an die Schulbehörde mitgeteilten
weiteren Verstöße gegen das Kopftuchtrageverbot seien durch diese - unter Berücksichtiglng der
Voraussetzung der Strafbarkeit gemäß den einschlägigen Bestimmungen+s - bei der
Bezirksverwaltungsbehörde zur An zeige zubringen.+r

$ 8ob,Abs z Zg, 4 SchUG enthält die einschlägigen, an die Erziehungsberechtigten gerichteten
Verwaltungsstraftatbestände (Geldstrafe von 15oC bis zu 8oo C, im Fall der Uneinbiinglichkeit
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen), wobei Zg an die Nichterfüllung der Pflicht zur Teilnahme

darauf verwiesen, dass neben religiösen Gründen auch traditionell-kulturelle Gründe ausreichen (RV 298
BIgNR zB. GP z). Man wird daher jedenfalls ein Verbot verneinen müssen, wenn eine nicht-muslimische
Schülerin ein Kopftuch als Form der Meinungsäußerung (zB aus Solidarität mit den muslimischen
Mitschülerinnen) trägt.
++ Hierbei wird man auf die Gesetzesmaterialien zu g 43a SchUG zurückgreifen können: ,,Unter,Verhüllung des
Hauptes'ist jedeArt von Bekleidung, welche das gesamte Haupthaar oder große Teile dessen verhüllt, umfasst."
(IA +Ss BIgNR 26. GP z).
+s $ z Abs r Bundesgesetz über das Verbot der Verhüllung des Gesichts in der Öffentlichkeit (Anti-
Gesichtsverhüllungsgesetz - AGesVG), BGBI I 68/zo:17, stellt auf die Verhüllung oder Verbergung der
Gesichtszüge durch Kleidung oder andere Gegenstände ab, sodass sie nicht mehr erkennbar sind.
ce RV 298 BIgNR 28. GP 9.
47 RV 298 BIgNR 28. GP ro.
+8 Hingewiesen wird auf $ 8ob Abs zZ 4 SchUG und g z4 Abs zZ z PrivSchG.
+s RV z9B BIgNR 28. GP ro.
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an einem Gespräch gemäß $ +ga 4!t S zweiter Satz SchUG anknüpft' während Z 4 in näher

bestimmter weise 
"r, 

äi" *"itör.ili.t tu"ärs,1"s q"r Kopftuchtrageverbots a$.nüpft. Bei der zuletzt

;il;i;; v..,,""it""grüu"rlä"rg r"ti es si"ch äicht urnein Dauerdeiikt handeln.so

Im Ergebnis sind die in g 43a sghuG.aF und s 43a schlJG b1w in den jeweiligen strafbestimmungen

enthaltenen ronsequ"nr.ir"""a santtionen väig-leichbar: so stellt nicht jeder verstoß gegen das

Kopftuchtrageverbot sogleich eine ver*altungsübertretung dar, weii nach dem ersten Verstoß

jedenfalls noch näher U"!ü*-t" Ces_präche g"fü41t wetdenlnüssen. $ 43a SchUG iVm S 8ob Abs r'

z schUG erhöht :edo.rt d"" strafraümen gägenüber g +3a Abs 3 SchUG aF und legt zudem eine

In den Gesetzesmateriarien wird hervorgehoben, dass das Kopftuchtrageverbot nicht für sich alleine

stehe, sondern T;il ;ir;; bildungi- 
- 

und integrationsp_olitisch fundierten, strukturelien

Gesamtkonzepts sei.i, Dies wird insbesönd.ere mit Hinüeis auf VfSlg zo.435lzozo begründet'sz

Dabei wird zunächst auf das strafrecht hingewiesen, das jedoch mitunter an der strafunmündigkeit

jener scheitere, die or""r. u"r schülerinneri ausüben.ss Däzu ist ergänzend auszuführen, dass die in

Rede stehenden Straftatbeständeso;u*"iit-üureits seit langer Zgit- jedenfalls zum Zeitpunkt des

zuvor genannten ".;;;r;"grt"üqltgii.4* 
Erkenntnisses - leii der ösierreichischen Rechtsordnung

sind. In weiterer rö *i?f äoi ai" in der schule zur verfügung stehenden Erziehungsmittelss

hingewiesen.so schlieb"li.tt t o*-" auch eine-suspendierung bzil ein Ausschluss von der schuiesz in

Betracht.ss Dazu ist .;;;;;;;J";szuführen, dass äie in tedJstehenden Erziehungsmittel bereits zum

Zeitpunkt des di;;ili.1.';9rf"Jü;g;richtlichen Erkenntnisses- soweit ersichtlich

wortgleich - bestanden üaben.ss Die Voraustäüng.tt einer Suspendierung.von der Schule wurden

indes schärfer gefu.,1 una 
"m. 

näher bestimmie Sus,pendierungsbegleitung eingeführt'6o Die

voraussetzungen eines Ausschlusses von der schule wurden um eirrTatbestandselement ergänzt'61

Die genannt.i N"or.g.i""S.n treten jeweils mit r. Septembet zoz6 in l11aft'

schließlich wird auf Kinderschutzkonzepte in schulen hingewiesen. Diese seien kürzlich eingeführt

worden und lieferte;;i";; wichtigen gäiüag zur Präventiön und Intervention gegenüber nichtnur

physischer, sond,ern "*ft 
p.V.trilche1 und" sexualisierter Gewalt.6" Die einschlägige gesetzliche

Regelung wurde gegenüber 4u* . Zgitpunf.l -des.. 
zuvor genannten verfassungsgerichtlichen

Erkenntnisses eingehender gefasst.ea Oiät" sieht die erstmälige- Kundm.achung eines 
- 
von der

jeweiligen schule 
"" ".u.ü.it.ia." 

ri"a"rs"tt-"irt onzepts im schufiah r zoz4f zozS vor.6+ Zuletzt wird

iri rilÄr"tt-uturiuri"" ,"r Bewusstsei"r*hilrr*g gegänüber Druökausübu1s durch legative soziale

Kontrolle sowie üb.;;;ifn;;r v".ftdtu", zahlreicüelPiojekte und Fördermaßnahmen hingewiesen'

Mindeststrafe fest.

II.E. Begleitmaßnahmen

so RV 298 BIgNR z8' GP rs.
sr RV 298 BIgNR 28. GP 6 f.
sz RV z9B BIgNR 28. GP 6'
53 RV 298 BIgNR 28. GP 6.
* ril.r!"*i"rän wird aul (schwere) Nötigung und gefährliche_Drohung ($ roS ff SIGB)' 

.

55 s 47 schuG ivm s 10 Äbs r schulo 
"-o"+ 

ourii sind bei Fehlverhälten beispielsweise eine Zurechtweisung

oder näher U".ti-rnt""C"rpra"ir. 
"otg"tehen. 

Cemäß $ +Z Abs z SchUG kommt auch eine Versetzung in eine

Parallelklasse in Betracht.
56 RV 298 BIgNR zB. GP 6 f.
57 g 49 SchUG.
ss RV 298 BIgNR 28. GP 7,
Es g47 SchUG idF BGBI I4llzor4, Die nunmehr in 5 ro Absr SchulO zoz4 enthaltenen Erziehungsmittel

.ni.ii""fr." a"r t"tuitr i" .i"i S"ftrifO des Jahres rgZ+ (nCnt gßlrg74 enthaltenen Erziehungsmitteln'
oog44AbsSffSchUG.
.' g a9 AU. iS"nUC wurd.e um das Tatbestandselement der psychischen Sicherheit ergänzt'
6, RV 2gB BIgNR zB. GP 7. ^ 1 '^ _
ur S ++ SchUä idF BGBI i t4olzozgbzw RV zzoo BIgNR 27. GP r ff. Vgl auch $ 4 SchulO zoz4'
64 S 4Abs Tlelzter Satz SchulO zoz4.
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Es würden jedoch die genannten Projekte und Maßnahmen für sich genommen derzeit nicht
ausreichen, um den näher bestimmten Druck auf Schülerinnen wirksam zu begrenzen. Gelindere
itlittel seien nicht verfügbar. Das Kopftuchtrageverbot ergänze daher auf verhältnismäßige Art und
Weise bestehende Maßnahmen und sichere auf rechtlicher Ebene ab, was auf pädagogischer Ebene
oft nicht binnen kurzer Zeit vermittel- oder durchsetzbar sei.6s

II.F. S 43a SchUG aF und S 4Ba SchUG - ein Vergleich

Insgesamt kommt es durch $ +ga SchUG zu einer Erweiterung des Kopftuchtrageverbotes gegenüber
$ 43a SchUG aF:

Zunächst wird der persönliche Anwendungsbereich des Kopftuchtrageverbotes um etwa vier Jahre
erweitert (vgl unter II.A.). Nachdem das Kopftuchtrageverbot nunmehr auch in Privatschulen
verbindlich sein soll, wird auch der sachliche Anwendungsbereich ausgeweitet. Lediglich das $ 43a
SchUG zugrunde liegende, räumliche Verständnis von ,,Schule" verengt den sachlichen
Anwendungsbereich der Regelung (vgl unter II.B.). Der Kerngehalt der Regelung - das näher
bestimmte Kopftuchtrageverbot - ist demgegenüber der Sache nach gleichgeblieben, nunmehr
jedoch auch explizit und ausschließlich gegen diese Verhüllung nach islamischer Tradition gerichtet
(vgl unter II.C.). Der Mechanismus bei Verstößen gegen das Kopftuchtrageverbot ist im Wesentlichen
unverändert geblieben, lediglich die zu verhängenden Strafen wurden erhöht (vgl unter II.D.).
Hinsichtlich der Begleitmaßnahmen ist darauf hinzuweisen, dass diese zu einem Teil bereits im
Zeitpunkt des einschlägigen verfassungsgerichtlichen Erkenntnisses66 in Kraft waren und lediglich in
bestimmten Aspekten eine Neuregelung geschaffen wurde (vgl unter II.E.).

I'lI. Zar einschlägigen Rechtsprechung des EGMR

Der EGMR hatte sich in seiner Rechtsprechung bereits mit einigen, das islamische Kopftuch
betreffenden Konstellationen auseinanderzusetzen. Die Bandbreite der einschlägigen Fallgruppen ist
beträchtlich, lediglich ein Teil der Urteile hatte das Verbot des Tragens eines islamischen Kopftuches
im Bildungsbereich zum Gegenstand.6z Hervorzuheben ist hier das Urteil der Großen Kammer zu
einem näher bestimmten Kopftuchtrageverbot an höheren Bildungseinrichtungen in der Türkei.68
Lediglich in einem Ausschnitt aus dieser Gruppe ging es um das hier in Rede stehende
Kopftuchtrageverbot für Schülerinnen.6s Diese Rechtsprechung ist von bestimmten Besonderheiten
gekennzeichnet, wobei der Zusammenhang mit dem Verfassungsprinzip Laizismus/Neutralität (vgl
unter III.A.) und die Allgemeinheit der jeweils in Rede stehenden Verbote (vgl unter III.B.)
hervorzuheben sind. Schließlich wird die vermeintliche Sonderstellung des islamischen Kopftuchs
hinterfragt (vgl unter III.C.) und daran ein Zwischenfazil angeschlossen (vgl unter III.D.).

III.A. Zusammenhang mit dem Verfassungsprinzip Laizismus/Neutralität

Der EGMR betont in seiner einschlägigen Rechtsprechung, dass in Fragen des Verhältnisses von
Religion und Staat die Binschätzungsprärogative des jeweiligen Staates besonders bedeutsam ist, was
insbesondere auch für Fragen religiöser Bekleidung im Bildungsbereich gelte.zo Bei den in Rede
stehenden Fällen hatte es der Gerichtshofjeweils vornehmlich mit beklagten Staaten zu tun, in denen
der Laizismus verfassungsrechtlich verankert ist.z1 Es sei legitim, wenn ein in dieser Weise rechtlich

65 RV 298 BIgNR 28. GP 7.
oo VfSlg 2o.435/zozo.
6z Vgl aus jüngerer Zeit den Überblick bei Rössl, Intersektionale Rechtskritik (zosS) gg Fn gg7-562.
68 EGMR (GK) to. November eoo5, Nr 44.774/98,Leyla $ahin./. Türkei.
6s Vgl aus jün gercr Zeit den Überblick bei Röss/, Intersektionale Rechtskritik (zozS) 99 Fn 56o.
zo Leitentscheidung EGMR (GK) ro. November zoo5, Nr 44.774/98, Leyla $ahin./. fürkei, Rz ro8 f. Für den
Schulbereich EGMR 4.Dezember zoo8, Nr z7.o59lo5, Dogru ./. Frankreich, Rz63; g.April zoz4,
Nr 5o.68r/zo, Mikyas uc ./. Belgien, Rz 60 [Zulässigkeitsentscheidungl.
z' Der Gerichtshof selbst nennt Frankreich, die Schweiz sowie die Türkei (EGMR 9. April 2024, Nr 5o.68tf zo,
Mikyas ua ./. Belgien, Rz 65 [Zulässigkeitsentscheidung]).
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verfasster staat die vorgenannten prinzipien (auch im Bildungsbereich) verfolge.z" Der Gerichtshof

lässt dafür aber auch ein bloßes, ebenfalls-verfassun-gsgesötrlich verankertes Neutralitätsgebot

ausreichen.za In jeäem Fall erachtet der EGMR d'ie" mit dem Verbot religiöser symbole

.in["rg"tt."a." "n"t.ft.änt 
""g.n -.als in besonderer Weise mit den vorgenannten

ä;rrl"grr..frtfi.fr"n- nahmänbedingungen zusammenhä1gend. - Die Erwägungen des

Gerichtshofes sind datrer nicht ohne *"-it".ä Überlegungen auf die Rechtslage in anderen staaten

übertragbar.z+

III.B. Keine selektiven Verbotsregelungen

Der EGMRhatte sich in seiner einschlägigen Rechtsprechung mit schülerinnen auseinanderzusetzen,

ä*"" ir näher l".ti**t"t Weise vär6oten wuräe, in der Schule ein Kopftuch zu tragen' Der

Gerichtshofbetont jedoch, dass die in Rede stehendenRegelungen nig\t ul{"i":sqgzifischereligiöse

ilki;iffi;uurt"1fö rä"a"." u[g"tneiner Natur wurer,.-Der Gerichtshof drückt dies beispielsweise

in folgender Formulierung aus:

,It should be noted that school rules of this kind are general ruIes that appty to all pupils independently of

their religious beliefs [..,] '"75

Gerade in seiner jüngsten Rechtsprechung legt der Gerichtshof besonderes Augenpg+ auf die

r"sisiuttung, dass"s'i^cfi"ffi i;ild6 stehenäe fregelung nicht auf das Kopftuch nach islamischer

Tradition beschränkt:

,,La Cour note d cet ögardquel'interdictionlitig-ieus-ene.u-isepas uniquementleuoile islamique,mais s'applique

ians disrrnction d tout sigie conuictionneluisible ["']'"76

Der EGMR greift diesen Gedanken an späterer Stelle der Sache nach erneut auf:

,,euoi qu,il en soit, iI n'a pas ötö ötabti que l'interdiction litigieuse ait ötö inspiröe par une quelconque forme
"ina,sdiit| 

d lögar'd des pbrsonnes de confession musulmane"'zz

Aus diesen Ausführungen ergibt sich, dass d.er Gerichtshof der neutralen Ausg,estaltung von

ä;kl.iä;;gr*rc.hritt.tigroßei Gewichi beimisst. Vor diesem Hintergrund sind in den gen-aqniel

Beschwerdeflällen gieichh"eitsrechtliche Bedenken isd Art r+ EMRK nicht-entscheidungserhepli-ch

gewesen. Es mag dem Gerichtshof bewusst sein, dass dieser hauptsächlich. mit das islamische

i<"pä""r, r.1."räal" Fällen konfrontiert wird, jedoch zeigt das vorstehendeziLat, dass die in Rede

,i.ft"a"" neg"lu.rj-n nicht auf die personensiripp" der Muslime abzielen. Diese Gleichbehandlung

im verbot näher u"rti*rnt.t reiigiöser nekleiäun! trägt zu einem nicht unerheblichen Teil dessen

Konventionskonformität.

ilI.C. Das Kopftuch als,,powerful symbol"?

Der EGMR hat bereits vor einiger Zeit das islamische Kopftu-ch als ,,powerful externai symbol"

l.r"f"i"f.n, das einen gewissä ,,proselyting effect" haftn könne und mit dem Prinzip der

äär"rrr".rrt"rgleichheit;"li*"r rulru."inburän säi.tt Abgesehen davon, dass diese Formulierungen aus

z" Grundlegend EGMR (GK) ro,November eoo5, Nr 44.77.4198, Leyla $ahin -/. ifürkei, Rzrt4,.n1i.r de-n

Schulbereich: EGMR 
"+.;ärrn., 

zoo6, Nrz6.öLSloz, iasf ua .l' Türkei fZulässigkeitsentscheidung];

4. Dezember zoo8, Nr z7.o5}lo5, Dogru./. Frankreich, Rz 65 ff'
i, nCnan g. epril zoz+, Nr äo'.o{ilzoi twit yog r4o./. Belgien, R 98_ff [Zulässigkeits_e-ntscheidunc]'
z+ Dies betonen auch pabef,"n.figi,j" itir Ofe"nttictren Schrilweien, in Prisching/ienz/Hauser (Hrsg) Bildung und

R.ligi";- a;;oOgZ (Zi),'una" Thienel, Religionsfrerit"it i" Österreich, in Manssen/Banaszak (Hrsg)'

ä"iiäiä"rii.irt"iiiä'nrüt"r- und osteuropa zwisJhen Tradition und Europäisierung (rggel 35 (69)'

iu Bäun 24. Jänner zoo6, Nr z6.6zsloz, Köse ua./. Türkei- [Zulässigkeitsentscheidunc]: Vgl auch EGMR

3o. Juni zob9, Nr +S.iOiloS, Aktas"'./. Frankreich 
'lZulässigkeitsentscheidung]: 

,,1'interdiction de tous les

signes religieux ostensibles".
;-BCfr,r[g. April zoz4, Nr 5o.68r/z o, Mikyas ua ./. Belgien,RzTt fZulässigkeitsentscheidung].

" sC\,In q. eprif zor+, Nr lo.68t'lzo', Mikyas ua ./. Belgien,RzT4 [Zulässigkeitsentscheidung].
78 EGMR rs. Februar zoo1, Nr 42.gggl98, Dahlab./. Schweiz.
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der Perspektive der Legal Gender Studies eingehend kritisiert wurden,ze ist auf Folgendes
hinzuweisen:

Die in Rede stehende Entscheidung betraf eine Lehrerin in einer staatlichen Schule, sodass das
einschlägige Neutralitätsgebot auch auf diese Lehrkraft anwendbar war. Im Mittelpunkt stand das
spezifische Verhältnis von Lehrkräften zu Schüler"innen, das mit Blick auf Erstere verhältnismäßige
Einschränkungen der Religionsfreiheit zulasse. Für sich an Schüler*innen richtende Verbote ist daher
aus dieser Entscheidung nichts zu gewinnen. Dies wird unter ausdrücklichem Hinweis auf die
vorgenannte Bntscheidung auch in der jüngsten Rechtsprechung des EGMR deutlich ausgesprochen:

,,[...] les premiers fles enseignants, M.V.l sont des symboles d'qutoritö d I'ögard des seconds [Ies öIöves, M.V.]
et peuuent se uoir imposer d ce titre des restrictions dans I'expression de leurs conuictions [.,.]."ao

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass der EGMR in der einleitend genannten Entscheidung auch
religiöse Bekleidung ftir Männer als vom Verbot gleichermaßen umfasst ansah,s' sodass eine
Sonderstellung des islamischen Kopftuchs auch aus diesem Grund aus der Rechtsprechung nicht
abgeleitet werden kann.

III.D. Zwischenfazit

Der EGMR hat bestimmte, im Ergebnis auch Kopftuchtrageverbote bewirkende Regelungen für
Schiilerinnen als konventionskonform beurteilt. Die jeweiligen Bntscheidungen sind allerdings in
einem spezifischen Kontext getroffen worden: Zunächst ging es vornehmlich um betroffene Staaten
mit einem spezifisch ausgeprägten Verfassungssystem, das vom Gerichtshof im Ergebnis als
gesonderter Rechtfertigungsgrund für Einschränkungen der Religionsfreiheit betrachtet wurde (vgl
unter III.A.). Darüber hinaus waren die jeweils allgemein formulierten Regelungen für die
Beurteilung des EGMR insoweit tragend, als diese nicht auf bloß eine bestimmte Religion abzielten.
Der Gerichtshof betont in seiner jüngsten Rechtsprechung ausdrücklich, dass die in Rede stehenden
Maßnahmen nicht in feindseliger Weise auf den Islam abstellen (vgl unter III.B.). Zuletztmacht sich
der Gerichtshof trotz einer missverständlichen Formulierung in seiner älteren Rechtsprechung keine
bestimmte Deutung des Kopftuches zu eigen, sondern stellt dieses unterschiedslos neben andere
religiöse Bekleidung (vgl unter III.C.).

N,Zur einschlägigen Rechtsprechung des BuGH

Nachdem die Rechtsprechung des EuGH das Verbot ua religiöser Bekleidung bisher lediglich im
Kontext von Arbeitsverhältnissen zu beurteilen hatte,82 ist an dieser Stelle eine Skizze der
einschlägigen Urteile ausreichend.

Nach dem EuGH ist es grundsätzlich zulässig, wenn in einem Unternehmen das sichtbare Tragen ua
religiöser Zeichenverboten ist. Der Gerichtshof fordert dafür in seiner jüngeren Rechtsprechung ein
näher bestimmtes ,,wirkliches Bedürfnis" des betroffenen Unternehmens.ss Von auch hier
interessierender Bedeutung ist vor allem, dass der EuGH darauf beharrt, dass die entsprechende
,,Neutralitätspolitik" eines Unternehmens in kohärenter und systematischer Weise verfolgt werden
müsse.sq Dabei schließe die Gleichbehandlung ua unterschiedlicher religiöser Überzeugungen eine
unmittelbare Diskriminierung nach der Religion aus:

,,Umgekehrt stellt eine uon einem Arbeitgeber aufgestellte interne Regel, die das Tragen jedes sichtbaren
Zeichens u.a. weltanschaulicher oder religiöser Überzeugungen am Arbeitsplatz uerbietet, keine solche
unmittelbare Diskriminierung da.r, da sie unterschiedslos fi)r jede Bekundung solcher Überzeugungen gilt und

zs Rössl, Intersektionale Rechtskritik (zoz5) roo ffmwN.
80 EGMR9. April zoz4, Nr go.6Stlzo,Mikyas uc./. Belgien,RzT5 [Zulässigkeitsentscheidung].
81 EGMR 15. Februar 2oo1, Nr 42.BgS/98, Dahlab./. Schweiz; ,,Such a measure could also be applied to a man
who, in similar circumstances, wore clothing that clearly identified him as a member of a different faith."
s, Vgl aus jüngerer Zeit den Uberblick bei Rössl, Intersektionale Rechtskritik (zozS) gz ff.
8s EUGH 15. Juni zozt,C-8o4/r8 ua (IXuq)Rz6+ff.
e+ Grundlegend EuGH (GK) r+. März zor7, C-tg7/t5 (Sqmira Achbita) Rz 4o; vgl zuletzt EuGH zB. November
zozg, C-t48/zz (OP) Rz SZ,
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alle Arbeitnehmer des [Jnternehmens gleichbehandelt, indem. i-hnen allgemein und^undi'fferenziert u'a.

;;;g;;;i;i"i"i iira, ii"i niut it zu kle{den, was das Tragen solcher Zeichen ausschlieJ}t ["']'"ss

Eine kohärent und systematisch verfolgte ,,NeutralitätspolitiK' schließe es auch aus, etwa nach der

dm;;Hgöser Zeichen zu differenrie."n.tu Damit iusammenhängend nimmt der EuGH eine

Diff;;";;i.ilns nu.h A.t u"vu crore der verbotenen religiösen Zeichen zum Anlass, um eine damit

ilir;;;h;nde"un*ittelbare Diskriminierung wegen der Religion zu problematisieren :

,,so wird in den FöIlen, in denen dgt Kriterium d.es Tragens auffalliger grffiächiger zeichen politischer,
'*itäir"ni"Iicher odei iitiiü;tn, überzeugungen mit e{ner odör mehreren bestimmten Religion(en) oder

wäl"ii"i"ä"g("n) i"iä"Lar uerbundön iä, das uon einem arbeitgeber seinen arbeitnehmern auf der

Ciäaägi "ii"iioüni"- 
xriüri"^t antferlegte verbot, diese zeichen zu tragen, zur-Folge haben, dass einige

Arbeitnehmer u)egen in ä i"ttgion oin,lieltanschquung weniger günstig behandelt werden als andere, so
-i"it 

iiiiä^ittilbare Dkkriiinierung [...] wirdfestgestellttuerdenkönnen"'t2

Aus der Rechtsprechung des EuGH ist daher für die hier interessierenden A,spekte abzuleiten, dass

der Gerichtshof im E;ö;i; auch das islamische Kopftuch treffende Bekleidungsvorschriften unter

bestimmten vo.uorr""tÄg* ufr zulässig erachtät. Von zentraler Bedeutung ist dabei die

unterschiedrror. c.Juit"nä und Anwendun-g derartiger vorschriften, da andernfalls eine - kaum zu

rechtfertigende - unmittelbare Diskriminierung vorliegen könne.

V. Das Erkenntnis VfSlg zo.4g5 I zozo

In der Folge wird zunächst der Verfahrensgang des-obenstehenden Erkenntnisses skizziert (vgl unter

üj.j;ffir.r1i"n."a-ä"ss." Spruch unä wäsentliche Begründungrekapit_u_lt$ (vsl unter v.B.).88

narän schließt sie eine Analyse däs obenstehenden Erkerrntnis an (vgl unter V.C.)

V.A. Verfahren

Das Verfahren vor dem VfGH wurde durch Individualanträge Y9" s-gghl.Antragsteller"innen

.irrg.r.ii"t, wobei es sich um zwei verheiratete Paare und deren jeweiliges Kind handelt.se Die Eltern

würden ihre Kinder, ä1" jeweifs das zehnte Lebensjahr noCh nicht vollendet hätten und eine

volksschul. u.ro"rren wtirde", ge-aß der islamischen (sunnitischen bzw schiitischen) Glaubenslehre

..ri.frutt, *ob"i aie finaer'äas Kopftuch freiwillig tragen würden. Nach Ausführungen- zur

Z"fä5igf..it al. rnai"iä"uf.*trägeeo bringen dieAntragstetter gegen dgn a;Ls9f99htenen $ +ga SchUG

an geaänken im Hinblick auf diä claubös- und Gewiisensfräiheit, den Gleichheitsgrundsatz sowie

au, g.rti.nmtheitsgeüofvor.e1 Einleitend wird die Rechtsprechung des EGMR zu laizistischen staaten

wie Frankreich odär die Türkei als auf österreich nicht übertragbar qualifiziert. Zudem würden die

s"t.unf."n der für die Glaubens- und Gewissensfreiheii maßgeblichen Grundrechte ein

Kön;"hi;ageverbot nicht tragen, was auch die Rechtsprechung des vfGY. i* Hinblick auf das

scfactrten ,öig".n,Im Hinblickinf di" negative Rgligionsfreiheit der Mitschüler"innen wird auf die

*, tif""t."gbär erachtete Rechtsprechun[ des v-fGH zu Kreuzen in Kindergärten verwiesen.e3 Im

uinUii.r. *,if d"n Gleichheitssatz ford im fresentlichen ausgeführt, dass andere religiös konnotierte,

aber auch säkulare iopfU.a".f."ngen ohne hinreichenden 
-Grund vom Verbot ausgenommen seien'

Schließlich *.raun--'.i"ig. Foäulierungen in S +ga SchUG aF im Hinblick auf das

Bestimmtheitsgebot gerügt.

ss Zuletzt mwN EuGH 28. Novemb er 2c.29, C-t4B/ zz (OP) Rz 26.
ao ZuletzlmwN EuGH zB.Novemb", zdzg, i-iq}lzz (OP) Rz39: ,,[...] das Tragen jedes noch so kleinen

Zeichens die Eignung der Maßnahme zur Erreichung des an-geblich verfolgten Ziels beeinträchtigt und damit

die Kohärenz diäser Folitik der Neutralität selbst in Frage stellt ['..]."
sz EuGH (GK) rs. Juli zozr, C-Bo4ltBua(IXua)P.273.
ru vgl- bäeitt"yoJ"k, näs ropituchu"ipol für vöksschülerinnen vor dem verfassungsgerichtshof, in

Baurigartner (Hrsg) öffentlicheJRecht Jahrbuch zoet (zozz) rZS (r8z f0'
8e vfslg zo.4ggf zozo, g9z (gg+f).
so VfSlg zo.4g5f zozo, g8z @gstr).
s' vfslg zo.4ggl zozo, g9z Ogz fD.
s, Vgl vfSlg t5.9941t998, Boz.
e3 vgl vfslg tg.g49 l zo]., 5z8.
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In der von der Bundesregierung erstatteten Außerungo+ wird zunächst auf den beschränkten
Anwendungsbereich des $ 43a SchUG aFverwiesen. Aus der Rechtsprechung des EGMRwürden sich
auch für Staaten mit einem kooperationsrechtlichen Verhältnis zu den Religionsgemeinschaften
gewisse Beschränkungen der Religionsfreiheit rechtfertigen lassen. In weiterer Folge wird ein Eingriff
in die Religionsfreiheit der von $ +ga SchUG aF betroffenen Schülerinnen verneint, weil die
Verhüllung des Hauptes von Mädchen im Volksschulalter keine in der islamischen
Glaubensgemeinschaft übliche religiöse Praxis sei. Eventualiter würde ein möglicher Eingriff mit der
Vermeidung von Segmentierung und Trennung im Schulleben sowie mit dem Erziehungsziel echter
Gleichberechtigung legitime Ziele (Schutz der öffentlichen Ordnung, der betroffenen Kinder selbst
sowie der Rechte und Freiheiten anderer) verfolgen. Die Regelung sei auch notwendig und
verhältnismäßig, was maßgeblich mit dem Schutz der möglicherweise unfreiwillig ein Kopftuch
tragenden Schülerinnen sowie der Wirkung dieses Kleidungsstückes insgesamt begründet wird. Die
vorstehenden Erwägungen seien auch für das elterliche Erziehungsrecht gemäß Art z r. ZPEMRK
maßgeblich. Dem Vontmrf der Gleichheitswidrigkeit wird entgegnet, dass lediglich mit dem
islamischen Kopftuch eine Diskriminierung und Stigmatisierung bewirlit werden könne. Mit Hinweis
auf den Gesetzwortlaut, die Materialien sowie ein Rundschreiben des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Forschung sei $ 43a SchUG aF keineswegs als unbestimmt anzusehen.

V.B. Spruch und Begründung

Im Verfahren wurde keine mündliche Verhandlung abgehalten, jedoch wurde das Erkenntnis am
rr. Dezember 2o2o mündlich verkündet. Die angefochtene Bestimmung des 5 4Sa SchUG, BGBI I
S4/2otg, wurde - ohne Setzung einer Frist gemäß Art r4o Abs 5 B-VG - als verfassungswidrig
aufgehoben,ss Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. Die aufgehobene
Bestimmung ist nicht mehr anzuwenden.

Der Gerichtshof bejaht zunächst die Zulässigkeit aller Individualanträge.ro Sämtliche Antragsteller
seien durch S 4ga SchUG unmittelbar und aktuell in ihrer durchArt 9 EMRK geprägten Rechtssphäre
betroffen. Es sei diesen nicht zumutbar, ein verwaltungsbehördliches Strafuerfahren zu provozieren
und in diesem die Rechtswidrigkeit der Verbotsregelung einzuwenden.

In der Sache arbeitet der Gerichtshof zunächst heraus, dass $ 43a SchUG insbesondere vor dem
Hintergrund der Gesetzesmaterialien auf ,,das Tragen weltanschaulich oder religiös geprägter
Bekleidung nach islamischer Tradition und damit vorwiegend auf das islamische Kopftuch
ausgerichtet [sei]."r2 Nachdem der Gerichtshof die von den Antragsteller*innen bzw von der
Bundesregierung vorgebrachten Argumente rekapituliert, wird der Prüfungsmaßstab formuliert,ss
Nach allgemeinen Ausführungen zum in Art 7 B-VG und Art 2 SIGG verankerten Gleichheitssatz
sowie zur Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit gemäß Art 9 EMRK werden genannte
Bestimmungen einschließlich Art r4 Abs z SIGG zn einem ,,Gebot der religiösen und
weltanschaulichen Neutralität" verschmolzen.se Dieses gebiete ,,eine am Gleichheitsgrundsatz
ausgerichtete Behandlung verschiedener religiöser und weltanschaulicher Überzeugungen" durch die
Gesetzgebung, wobei dies durch die in Art r4 Abs 5a B-VG enthaltenen Grundwerte der Offenheit und
Toleranz für den Bereich der Schule konkretisiert werde. Die Gewährleistung dieser Vorgaben könne
Beschränkungen der durch Art 9 EMRKgewährleisteten Rechte rechtfertigen, wobei eine im Hinblick
auf eine religiöse oder weltanschauliche Überzeugung selektive Regelung einer besonderen
sachlichen Rechtfertigung bedürfe. In weiterer Folge'oo erblickt der Gerichtshof in $ 4ga SchUG einen
Eingriff in die durch Art q EMRK verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechtssphäre der

q+ VfSlg zo.4g5lzozo, 987 (roo3 ffl.
e5 BGBI Itgg/zozo.
se VfSlg zo.4gs/zozo,987 Q.otz D.
sz VfSlg zo.4g5/ zozo, 987 Qorg ff [rozo]).
ss VfSlg zo.4gg/zozo, 987 (roz3 fl.
ee Der Gerichtshof verweist auf Lienbacher, Religiöse Rechte, in Merten/Papier/Kucsko-Stadlmayer (Hrsg),
Handbuch der Grundrechte, VII/I; Grundrechte in Österreich, (zor4) 5 rz Rz So; Kalb/Potz/Schinkele,
Religionsrecht (2oo3) 4z f, sowie ferner auf VfSlg t4goltggz, t, t9.g49lzorr, 528.
too!f$fg zo.4g5lzozo,gB7 Qoz4 f [rozS]).
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Schülerinnen und ihrer Erziehungsberechtigten, wobei es sichbei der in Rede stehenden Bestimmung

um eine vorerwähnte,,selektive Verbotsregelung" handle'

Eine Regelung, die unerwünschter geschlechtlicher Segr-egatio-n entgegen.wirke, verfolge das

giiä""s.Zi"l dä soriuiän t.ttegr"tion"sowie der Gleichstäilung der-Geschleghler und daher eine

;;;;fiüg;, "*iu5""grr".rrtuä 
ailBemein (Art.z Abs. z P-yc) u1d in der schule im Besonderen

iä*. i+ e[s. sa n-vc) ärgegeb eneiielsetzung."'- Der Gerichtshof nimmt zunächst davon Abstand,

sich einebestimmte oeutuäfdes islamischen Kopftuches zu eigen zu machen.'o2 $ 43a SchUG genüge

i.ä."i"fir aen weiteren Voräussetzungen einer verhältnismäßigen und sachlichen Vorschrift nicht:
'nG, 

""na.ftst 
deshalb, weil die vorscf,rift nicht geeignet sei, die zuvor genannten Zielsetzungen zu

.r."i"t 
"". 

vielmehr t.ltttr. diese zu einer Diskriminierung muslimischer Mädchen in Form einer

Herabsetzung uo" 
-a.r"" 

Bildungschancen oder gesäilschaftIicher Ausgrenzung führen.'og

Allgemeiner fährt der Gerichtshof fort:

,,Durch die Regelung des g 4Sa SchUG wird islamische Herkunft und Tradition als solche ausgegrenzt.-Das
';;;;ä;it ,iiä ni"iiii-rätiiiai iiu wettanschaulicl besrüid.ete Bekleidungsuorschrift heraussreifunde
'Vniaot a"t istamßchöÄ Kopjnches stigmatisiert gezielt einö bestimmte Gruppe uon Menschen,"ro4

Der zuvor erwähnte Gedanke gleicher Bildungschancen wird schließlich erneut aufgegriffen u_n$ 
311f

Ji" ö"r"rtt hinge*i.sun, dass"kopftuchtrageide Schü-lerinnen insbesondere in nicht dem schuG

;;1*li;t rde"ltiuuis"üul"tt oaei in den häuslichen unterricht wechseln könnten und dadurch von

ä"rlf"iäft5erechtigten Teilhabe am österreichischen Schulsystem mitsamt deren vet{assungq- und

.i"fi.frg.r"tzlich'ö iestgelegten pluralistischen Zielen und Grundwerten aus,geschlossen würden.'o6

i*- iiriüri.k auf .t*ulg. üo.rniktrituationen in der Schule und eine daraus möglicherw-eise

resultierende Gef?ihrdu"äa.r Schulfriedens sei bei jenen Schüler"innen anzusetzen, welche auf die

,ä"" S +ä- s.rruc Uetromänen, den schulfrieden selbst nicht störenden schülerinnen ,,etwa in Form

uo"e"?äi"aungen,lbwertungen oder sozialemAusschluss Druck ausüben".'oz Die Lösung derartiger

Konflikte sei dä Gesetzgebun! aufgegebsl.ros Resümierend hält der Gerichtshof fest:

,,Das selektiue Verbot gemäJ\ 5 +Sa SchUG tryfft au;sgllieJllich muslimische Schülerinnen und grenzt sie
'iaäur"h in diskriminierender weise uon andären schüIeiinnen und schüIern ab. Die Durchsetzung der

,ägiiäi 
"ia-iultons"houlichen 

Neutralität des staates kann zwar grundsätzlich auch Beschränkungen der

iiä{iiauenen nechtsspür:e rechtfertigen. Dqs Abstellen auf eine bestimmte Religion oder weltanschauung

ää iäni tpezifischei Ausdruck in eirier (und nur dieser) Ait der Bekleidung , die noch dazu mit anderen nicht

uerbotenen Bekleiduiisje,woknheiten in d.er einen oder anderen Weise uergleichbar isf, isf mit dem

N"äi"tiiattgebot nichi iereinbar. Eine Regelung, die.insoweit b.IoJ| eine bestimmte Gruppe uo.n-schüIerinnen^;i1ft,-;;i 
äur sicheiung uon religiösei unä'weltanschaulicher Neutralität sowie Gleichstellung der

Geschlechter selektiu bteiit, uerfehlt {hr Regelungsziel und erweist sich als unsachlich. I qsa schuG u,els.löJlt

äoher gegen Art. z B-VG uÄa eit. z SIGG ii ver[indung mit Art. g Abl t EMRK und ArL t4 Abs. 2 StGG"los

V.C. Analyse

Aus der knappen Begründung des VfGH lassen sich wesentliche Aspekte ableiten, die auch für die

".ri"go"grÄätttri"trä 
Beurtellung des g 43a SchuG maßgeblich sind. Dies betrifft zunächst die

eurr"g""äaes Regeiungsgehalts ön $ +ga scnuc aF (vgl unterv.C.r.) sowie das islamische Kopft-uch

und seine Bedeutung (igiunter V.C.z.). Weiter ist auf äen im konkreten Fall qgelggt-enl besonders

strengen prüfungsmänlräU a"r Gerichtshofes hinzuweisen (vgl unter V-c.grl. schließlich sind die vom

Cericf,tshof darg"estellten Wirkungen eines Kopftuchtrageveibotes in den Blick zu nehmen (vgl unter

ror ry'f$fg zo.4g5f zozo, 987 (roz5)'
1o2 vfslg zo.4g5 I zozo, gB7 GozS f).
,", Vlblä za.i{S/zozo,'gy'1,oäOj. Hingewiesen wird arf. Europäische Kommission gegen Rassismus und

Intoleranz, EiRl-Bericht über österreich, Sechste Prüfungsrunde (zozO) Rz rZ.
ro+ VfSlg zo.4gg / zozo, 987 Goz6).
-uatt-ifefJää n-VC, Si's.huio.gunisationsgesetz. Beide Bestimmungen sind seit Erlassung des in Rede

stehenden verfassungsgerichtlichen Erkenntnisses unverändert,
106 Vfslg zo.4\s/zozo, g9z Goz6 f).

'oz VfSlg zo.4gg/ zozo, 987 UozT).
roe ty'f$lg zo.4gglzozo,9B7 GozT).
ros VfSlg zo.4g5/ zozo, 987 GozT D.
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V.C.+.). Zuletzt wird die Frage des Umgangs mit weltanschaulich oder religiös geprägten
Konfl iktsituationen betrachtet (vgl unter V. C.S. ).

V.C,r. S 4ga SchUG aF als ,,selektive Verbotsregelung"

Wenngleich der Text des $ 4ga SchUG das islamische Kopftuch nicht erwähnt, schließt der VfGH aus
den Gesetzesmaterialien,llo dass die Regelung ausschließlich auf die Verhüllung des Hauptes nach
islamischer Tradition, insbesondere auf das islamische Kopftuch abzielt.'' Diese Feststellung ist die
Grundlage für die weiteren Ausführungen des Gerichtshofes, die darin ein gezieltes Herausgreifen
einer spezifischen Form einer religiös oder weltanschaulich konnotierten Bekleidunglp bzw ein
selektives Verbot erblicken.,,s Bereits aus diesen Ausführungen wird deutlich, dass $ 43a SchUG nicht
als eine gewissermaßen gewöhnliche Ungleichbehandlung anzusehen ist, sondern darüber
hinausgeht:

,,Durch die Regelung des I qSa SchUG wird islamische Herkunft und Tradition als solche ausgegrenzt. Das
punktuell eine einzige religiös oder weltanschaulich begründete Bekleidungsuorschrift herausgreifunde
Verbot des islamischen Kopftuches stigmatisiert gezielt eine bestimmte Grappe uon Menschen."tt4

Diese spezifische Rechtslage erklärt den in der Folge angelegten, besonders strengen
Prüfungsmaßstab (vgl unter V.C.S.).

V.C.z. Das islamische Kopftuch und seine Bedeutung

Zunächst stellt der Gerichtshof fest, dass das Tragen des islamischen Kopftuches als Ausübung der
Religionsfreiheit gemäß Art 9 EMRK zu verstehen ist.rrs Darüber hinaus wird deutlich gemacht, dass
dem islamischen Kopftuch keine eindeutige und unmissverständliche Bedeutung zukomme und es
dem VfGH gerade bei Fragen der Religions- und Weltanschauungsfreiheit verwehrt sei, sich eine
bestimmte Deutung zu eigen zu machen.116 Der Gerichtshof zählt einige Gründe für das Tragen des
islamischen Kopftuchs aui die allesamt als Ausdruck grundrechtlicher Freiheiten anzusehen sind. In
der Einleitung zum entsprechenden Gliederungspunlit ist davon die Rede, dass g 43a SchUG einer
,,unerurünschten geschlechtlichen Segregation" entgegen wirken solle, was dem ,,Bildungsziel der
sozialen Integration sowie der Gleichstellung der Geschlechter" diene.,'z Es ist besonders bedeutsam,
dass der Gerichtshof diese Ziele als gewichtig ansieht, jedoch das islamische Kopftuch an keiner Stelle
als diesen Zielen widersprechend ansieht.

Weitergehend vergleicht der VfGH das islamische Kopftuch auch mit anderer religiös
weltanschaulich konnotierter Bekleidung. Dabei wird deutlich, dass der Gerichtshof
wesentlichen Unterschiede zu erkennen vermag:

,,Mit dieser Regelung [5 +Sa SchUG aF, M.V.] greift der Gesetzgeber somit eine spezifische Form einer religiös
oder weltanschaulich konnotierten Bekleidung heraus, welche in der einen oder anderen Weise mit anderen,
jedoch nicht uerbotenen, religiös oder weltanschaulich konnotierten Bekleidungsgewohnheiten uergleichbar
iSt,(7t8

,,Das Abstellen auf eine bestimmte Religion oder Weltanschauung und ihren spezifischen Ausdruck in einer
(und nur dieser) Art der Bekleidung, die noch dazu mit qnderen nicht verbotenen Bekleidungsgewohnheiten
in der einen oder qnderen Weise uergleichbar ist, r'st mit dem Neutralitätsgebot nicht uereinbar."us

tto ygl zu diesem Problemkreis jüngst Potacs, Gesetzestext oder Gesetzesmaterialien, in Kneihs ua (Hrsg)
Festschrift für Georg Lienbacher (zoz6) 8r3.
trt !f$lg zo.4gglzozo, 987 (ror9 ff).
112 Vfslg zo.4g5lzozo, 987 (roz5).

's VfSlg zo.43g/zozo,9B7 $oz7).
',+ VfSlg zo,4g5 I zozo, 987 $oz6).
',s VfSlg zo.4gglzozo,987 Qoz4).
tto !f$lg zo.435f zozo, gBZ (toz6), mit Hinweis auf VfSlg rg.g4g/zott.
'z VfSlg zo,43g/ zozo, 987 Qoz5).
118 Vfslg zo.4g5lzozo, 987 (roz5).

',s VfSlg zo.435lzozo, 987 (roz8).

oder
keine
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Der Gerichtshof sieht im islamischen Kopftuch daher eine durch Art g EMRK geschützte Form

Lügiti, r.o"notierter Bekl;id;t, die mit unä.r.n religiös konnotierten Bekleidungen vergleichbar ist.

v;;til sonderstellun! a.. iriä*irchen Kopftuchslst an keiner stelle die Rede (vgl unter V'C.5.).

V.C.g. Zum angelegten Prüfungsmaßstab

Der VfGH etabliert aus mehreren verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtsnrzo sin Gebot der

iJigiti.." 
""ä 

weltanschaulichen Neutralitäidäs Staates, woraus sich auch 
-gi.ne 

am Gleichheitssatz

""rä".i"ttt.t" 
e.hunäiu;s versclrie{.en_er- religiöser_oder weltanschaulicher Überzeugungen ergebe'

aätß Art 14 Abs s^-g:üö grtra* die Schuleira auf den Grundwerten der offenheit und Toleranz.lz'

Hieraus ergibt sich ein abgestufter Prüfungsmaßstab: Zunächst sei durch vorgenannte Vorgaben eine

n...n.a"r.r"g der duräh Art 9 EMRft gewährieisteten Rechte unter dem vorbehalt der

v.rrrärt"ir*a"nigteit und sachlicirkeit zulässig. stehe jedoch eine ,,selektive verbotsregelung" -(vgl
,"i"rv.C.t.) in"Rede, b.ä[rr. alure einer,,besönderen-iachlichen Rechtfertigulq"."'Damit etabliert

äer cerichtrrtor "i""tt-rl6. 
,t..ng.n Maßitab, der sich aus der bereits beschriebenen stoßrichtung

des $ 43a SchUG aF (vgl unter V.C.1.) erklärt.

V,C. 4. Zw denWirkungen eines Kopftuchtrageverb otes

Der Gerichtshof nimmt bei der prüfung d,er Rechtfertigung des $ 43a schuG zunächst in den Blick,

ou ai.r" Regelung g*ig".iirt, die dargäteilten Regelungsziele (vgl unterv_.c.2.)zu erreichen.123 Dies

wird verncint, soda"ss sich weitlre Frageri ins6esondere nx verhältnismäßigkeit des

Kopftuchtrageverbots nicht mehr stellen.

In der Argumentation des VfGH wird zunächst erneut auf die-ausgrenzende.und stigmatisierende

Wirt utrg äes $ +ga SchUG hingewiesen. Darauf aufbauend wird heräusgearbeitet, dags gerade diese

lirr.ri-1"i..""g "i.rtf 
g""ign.i ist, die genannten-Regelungsziele zu erreichen, sondern sogar je-ne

;&;il; Effeüte ;itä;f bringt, deien eigentlich*"ntgeg.tr-g.*T\t werden sollte. Denn die

f,"[.of"n"n Schülerinnen würCen-im Ergebnisäus jenem öffentlichen Schul,system gedrängt,.das1f9n

;h;;iili.h""Zi"i"" und. Grundwerten'des lrt 14 ebs 5a B-vG.bzw g. z schuG v,grpflichtet ist. Dies

iiö"" a"" ao.*"iÄ*tglichkeiten durch den Besuch einer Privatschule ohne Öffentlichkeitsrecht

oder durch die Inanspru.iinuft." häuslichen unterrichts. Der Gerichtshof betont, dass gerade der

häusliche Unterricht die geschilderte Exklusion befördert'

Darüber hinausgehend ist auf Folgend,es hinzuweisen: Aus der gesamterr eins.chlägigen_Begründyn-s

des VfGH wird deutlich, du5 das ißildungsziel der sozialen Integration""4 mit der ,,Befähigung ["'],
äem religiösen und #eltanschaulichen benken Anderer gegenülgr. aufgeschlossen zu sein"'tz5

,rrr"rn*ähängt. DamitwirdinZusammenhaltmitArt r+AbJsaB-vGdeutlichgemacht, dass es dem

;;rf";J"*tesötziich grundgelegten schulsystem- immanent ist, dass unterschiedliche - auch

religiöse 
j beutungen"ä.r freli existieren und die Schule die schulpflichtigen Personen dazu

üä"hü;r rott, .itäieser Ambivalenz konstruktiv umzugehen. Die ,,Grundwerte der offenheit und

ioleraä2" *.id.r, erst vor dem Hintergrund verständlich, dass es keinen Schutz vor der

Konfrontation mit anderen Weltdeutungeä gibt, Dies gilt nach Auffassung des VfGH selbst bei

;i;;ilt.h angeordnei"" sy-Uot"n in der Schul"e,'"e es muJs umso mehr für jene vielfalt gelten,.diees

ir.' .in.r pluialistischen Öesellschaft'"2 notwendigerweise gibt. Diese konstruktive Konfrontation ist

;i- b.i;seitigkeit angelegt: Schüler*innen etwa mit einem spezifisch religiösen

I2O ATIT B-VG, ATt 2 SIGG, ATt 9 AbS T EMRK, ATt T4 AbS Z SIGG.
or ry'f$lg zo.4gglzozo, 987 (roz3 0.
rzz!f$fg zo.4ggf zozo,g87 Goz4D.
',e VfSlg zo.4g5/zozo,g87 Uoz6D.
'"+ vfSlg zo.4gglzozo, g8z (tozs).

"s vfslg zo,4g5l zozo, 9Bz 11024).
tzo !f$lg t9.349/zo],.
pz Mit Hinweis auf VfSlg zo.4g5f zozovgl Holoubek, Grundrechte, in Eberhard ua (Hrsg) roo Jahre Republik

örir.r"i.ft tzozr) +og (+zo)'t ,äurullscliaftlichen Entwicklungen, die wohl mehr von Diversität denn von

HoÄog"ntat geklnnzeichnei säIn werden"; vgl auch ders, Grundrechtsschutz vor neuen Herausforderungen'

zr. ö;t Bd I/r (zozz) To f.
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Familienhintergrund werden etwa mit indifferenten oder atheistischen Weltanschauungen ihrer
Mitschüler*innen konfrontiert. Es versteht sich von selbst, dass ein Schutz religiöser Gefühle alleine
durch die vorgenannte Konfrontation nicht in Frage kommt. Umgekehrt muss allerdings auch eine
Bntscheidung fär ein religiöses Weltbild durch einen oder mehrere Schülerxinnen von den jeweiligen
Mitschüler*innen ausgehalten und idealerweise konstruktiv verarbeitet werden. Der Gerichtshof
erkennt zutreffend, dass es dem Staat nicht zusteht, die solcherart gewählte Glaubensrichtung
inhaltlich zu überprüfen oder gar zu sanktionieren. Die Pointe einer auf Offenheit und Toleranz
basierenden Schule liegt gerade darin, dass die Schüler*innen auf Grundlage umfassender Bildung
ermächtigt werden sollen, sich selbstbestimmt für eine bestimmte Deutung der Welt zu entscheiden -
eine zu befolgende inhaltliche Direktive ist damit nicht verbundsn.tzs Eine Befähigung zur
Orientierung auch an religiösen Werten wird in Art t4 Abs 5a B-VG ausdrücklich erwähnt. Vor dem
Hintergrund der Religionsfreiheit ist damit eine Vielfalt auch an religiösen Überzeugungen bereits in
der Schule durch die Bundesverfassung anlegt.

V.C.S. Zum Umgang mit weltanschaulich oder religiös geprägten Konfliktsituationen

Der VfGH nimmt auch in den Blick, dass in Schulen weltanschaulich oder religiös geprägte
Konfliktsituationen auftreten können.l2e Implizit gibt der Gerichtshof zu verstehen, dass der äußere
Anlass für derartige Konflikte auch in der von Schüler"innen getragenen, religiös geprägten Kleidung
liegen kann. Während der Begriff des Konflikts die Ursachen desselben noch offen lässt, adressiert
der Gerichtshof die beiden maßgeblich beteiligten Gruppen in eindeutiger Weise: Auf der einen Seite
stehen jene Schülerinnen, die - so wird ausdrücklich festgehalten - durch das Tragen eines
islamischen Kopftuehes den Schulfrieden nicht stören. Auch diese Wendung weist darauf hin, dass
dem isiamischen Kopftuch als Symbol keine spezifische Sonderstellung zukommt (vgl unter V.C.z.)
Auf der anderen Seite werden jene Schüler*innen identifiziert, die auf betroffene Schülerinnen etwa
in Form von Anfeindungen, Abwertungen oder sozialem Ausschluss Druck ausüben - die Rede ist von
,,geschlechterbezogenem oder religiös begründetem Mobbing". Es sei daher bei jenen den
Schulfrieden störenden Schüler"innen anzusetzen, um die genannten Konfliktsituationen aufzulösen,
wobei der Gerichtshof aäsdrücklich die Gesetzgebung in die Pflicht nimmt, die gegebenenfalls über
die bestehenden Regelungen'eo hinausgehen müsse. $ 43a SchUG aF setze indes bei jenen
Schülerinnen an, die für den Konflikt gerade nicht ursächlich seien.131

Der VfGH nimmt daher die genannten - und als solche anerkannten - Konfliktsituationen nicht als
ursachenlose Problematik wahr, sondern teilt die Verantwortung dafür klar einer bestimmten bzw
bestimmbaren Schüler"innengruppe zu. Es unterliegt keinem Zweifel,dass es sich nicht um einen Fall
von in näher bestimmten Weise geteilten Verantwortung handelt, sondern an die das islamische
Kopftuch tragenden oder dieses nicht tragenden Schülerinnen ihr jeweiliges Verhalten keinesfalls
zum Vorwurf gemacht werden kann.

VI. Verfassungsrechtliche Beurteilung des g 43a SchUG

Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass sich die nachfolgende verfassungsrechtliche Beurteilung des
$ 4ga SchUG auf den Gleichheitssatz beschränkt. Dies ist deswegen zweckmäßig, weil diese
Bestimmung - wie bereits dargestellt - mit 5 43a SchUG aF vergleichbar ist und der VfGH bei der
einschlägigen Prüfung und Auftrebung letztgenannter Bestimmung - unter dem Titel des Gebotes der
religiösen und weltanschaulichen Neutralität - letztlich eine gleichheitsrechtliche Prüfung

128 Das Gebot, grundrechtlich gewährleistete Freiheitsräume in ,,inhaltlich richtiger Weise" auszufüllen, ist
allenfalls eine Forderung konservativer Grundrechtstheorie und wird sogar dort als Achillesferse der gesamten
Konzeption erkannt (Depenheuer, Grundrechte und Konservativismus, in Merten/Papier [Hrsg] Handbuch der
Grundrechte I [zoo+] $ rr Rz 34, 56). Mit der österreichischen Verfassungsordnung ist eine derartige
Vorstellung j edenfalls unvereinbar.

'"s VfSlg zo.4gglzozo, gB7 QozT).
rso Genannt werden $$ +Z und 49 SchUG sowie $ B Schulordnung.

's'Vgl Kalb, Die ,,Hermeneutik des Verdachts" gegenüber ,,dem Islam" - einige exemplarische Bezugnahmen,
in Kohl ua (Hrsg) Zwischen Rechts- und Zeitgeschichte. Festschrift für Ilse Reiter-Zatloukal (zoz5) l.6S GZz):
,,manipulative Ali:teursumkehr".
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vorgenommen hat. Damit kann offen bleiben, ob etwa -ein unterschiedsioses verbot religiöser

öfi;;b;d.; n"ideiao.rg für Schüler*innen verfassungsrechtlich zulässig wäre.

vor diesem Hintergrund ist g 43a schuG zunächst unter dem Gesichtspunkt seiner selektivität in den

Blick zu nehmen Cugl ""i"r 
vi.e.). ensctrtießend sollen die vom Kgnftughtrageverbot betroffenen

ilhlll;;ir*n (ugi i"i"t vr.g.),' die durch die Regelung bewirkte verstärkung der sozialen

ilü;;;;ä C"gr ;;i;; vtii und die einseitigJ Belästung- nicht .konflikwerantwortlicher
schülerinnen (vgl utt.. vr.p.) im uittetpulkt stehei. zulelztwird das selbstbestimmungskonzept

des $ 43a SchUG untersucht (vgl unter VI'E')'

VI.A. Wille zum,,selektiven Herausgreifen"

Bereits das verbot gemäß g 4ga schuG aF stellte der sache nach auf das islamische Kopftuch ab,

;;;;A.t"h eine deri Gesetzeiivortlaut nach neutrale Formulierung g-el.vählt wurde (vgl unterv.c.l.).

;;;ä;;tiü;r ,iutt g +Su SchUG expressis verbis ausschließlich auf eine bestimmte Religion, die -
in der Formulieru"s där vfGH ,u $ +3a schuG aF - selektiv herausgegriffen und damit gezielt

rtigÄtiri.rt-;.d els Rechtfeitigirng -ft!^ dieses 
^selektive 

Vorgehen verweisen die

Gesetzesmaterialien aui,,Berichte voi lährkräften und Schulleitungen sowie wissenschaftliche

Erkenntnisse etwa auf Frankreich", wonach dem islamischen Ko-Pftucl.r gerade bei Kindern eine

b;;iil;i. symbolil-una wirtu"ä,utä-*e.132 An dieser stelle reicht der Hinweis auf die

"."fä."*grjärichtliche 
Rechtspre.turrg zu g43a SchUG aF, wonach sich der.Gerichtshof keine

bestimmte oeotung äes istamischen Käpftuöhä zu ergT mache und dieses mit anderen religiös

t on"oti.tt.n Bekleidungen vergleichbar sei (vgl unter V.C.z.).

Im Ergebnis hat die Gesetzgebung nichtbloß erneut in der Sache, sondern darüber hinaus auch in der

;ff;;;i"gt.; nroti*tior,"j.r." wilten zur Un-gleichbehandlung bestätigt, den der VfGH bereits in

seineä Erlenntnis zu $ 43a SchUG aF festgestellt hat'

VI.B. Die betroffenen Schülerinnen

Durch g +ga SchUG wird der Kreis der betroffenen Schülerinnen im Vergleich zu $ 43a SchUG aF

erweitert (vgl unter vrg.r.l. Zudem wird durch jene Regelung ein bestimmtes Bild der betroffenen

Schülerinnen vermittelt (vgl unter VI.B.z.).

VI.B.1. Erweiterung des Kreises der vomVerbot erfassten Schülerinnen

Während 0 4ga SchUG aF das Kopftuchtrageverbot auf Volksschülerinnen beschränkte, erfasst 5 43a

schuG nunmehr Schülerinnen bis zur volländung des 14. Lebensjahre-s. Dieswird,einerseits formal -
und teilweir" ,rrrri.ütig f ;it- d; einfachgesetzllchen netig-ionsmündigkeit-begründet, andererseits

aber auch auf die r"rrl"ia" r.og"iti"" Reife"und emotionale Abstraktionsfilhigkeit hingewiesen, die bei

ä"tt b"trof"nen Schülerinnerinoch nicht zwingend vorhanden sei (vgl unter II.A.).

Es würde zwar den Grundgedanken verfassungsgesetzlich gewährleisteter.Rechte verfehlen, wenn-

man auf die Zahl der von einem Grundrechtsein"gr'inbetroffenen Personen abstellt' Jedoch ist darauf

hinruweisen, dass ausweislich der . Gesetzesäaterialien nunmehr eine erhebliche Anzahl an

Schülerinrren bet.offenlrt.* Nähere Überlegungen zur erheblichen Erweiterung des Kreises der vom

VL.Uäi".f"ssten Schülerinnen werden in den Gesetzesmaterialien nicht angestellt.

Im Ergebnis hat die Gesetzgebung die von einer Ungleichbehandlung betroffene Personengruppe

(starkierweitert, .oäus d.."r,rlroidarg"rteilte Wille Äm ,,selektiven Herausgreifen" nnrar mit Blick

auf die betroffene n iigio" weiterhii seiektiv bleibt, das Herausgreifen jedoch umfangreicher

angelegt ist.

rsz RV 298 BIgNR 28. GP 8.
ue RV 298 BIgNR zB. GP 2: ,,Die im Jahr zorg vom-damaligen Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft

"nä-roÄ.r,"f,i 
i" e"ri."g d'"gutene, studie ieigt, dass ro,-7 P-rozent der muslimischen Schülerinnen in der

Sekundarstufe I ein ropftici irug..r. In Wien tielgi aieser Anteil sogar bei r3,r Prozent. In der Sekundarstufe II
steigt der Wert österreichweit auf 16,6 Prozent an [...]."
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VI.B.z. Bild der Gesetzgebung von den vom Verbot erfassten Schülerinnen

In den Gesetzesmaterialien wird auch mit Blick auf eine - nicht veröffentlichte - Stellungnahme nicht
behauptet, dass den betroffenen Schülerinnen die kognitive Reife und emotionale
Abstraktionsf?ihigkeit jedenfalls fehle - diese Bigenschaften seien bloß ,,nicht zwingend" vorhanden.
Damit wird eingestanden, dass es eine offenbar nicht unerheblich große Gruppe an betroffenen
Schülerinnen gibt, denen diese Eigenschaften zugesprochen werden. Nachdem $ +ga SchUG dennoch
ausnahmslos auf die genannte Altersgrenze abstellt, muss daraus geschlossen werden, dass
vorgenannte Gruppe dennoch dem Kopftuchtrageverbot unterliegt - eine Einzelfallabwägung ist
gesetzlich gerade nicht vorgesehen. Es kann hier dahinstehen, ob diese strikte Festlegung der
Rechtsprechung des VfGH aus der Ersten Republik entspricht,'s+ weil sich möglicherweise die
Erkenntnisse nJr Entwicklungspsychologie von Kindern, jedenfalls aber die
grundrechtsdogmatischen Rahmenbedingungen maßgeblich verändert haben: Das BVG Kinderrechte
und Art z4 GRC stellen für die Grundrechtsmündigkeit nicht auf strikte Altersgrenzen, sondern
grundsätzlich auf die individuelle Entwicklung des jeweiligen Kindes ab.'ss

Im Ergebnis bewirkt $ 4Ba SchUG ein striktes, ausschließlich altersbezogenes Kopftuchtrageverbot,
das der in den Gesetzesmaterialien selbst zugestandenen individuellen Entwicklung der betroffenen
Schülerinnen in keiner Weise Rechnung trägt. Kopftuchtragende Schülerinnen werden damit als
monolithischer Block mit fehlender kognitiver Reife und emotionaler Abstraktionsftihigkeit
behandelt.

VI.C. Verstärkung der sozialen Ausgrenzung

Der VfGH hat in seinem Erkenntnis des S 43a SchUG aF deutlich gemacht, dass der
gleichberechtigten Teilhabe an österreichischen Schulen, die bestimmten Zielen und Werten
verpflichtet sind, maßgebliche Bedeutung zukommt (vgl unter V.C.+.). Aus dem Anwendungsbereich
des $ 4Ba SchUG aF ist zu schließen, dass der Gerichtshof die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht
durch die Teilnahme am Unterricht an einer Privatschule ohne Öffentlichkeitsrecht oder durch die
Teilnahme am häusiichen Unterricht im einschlägigen Zusammenhang als weniger günstig bewertet.

$ zb PrivSchG bezieht nun ausdrücklich auch die genannten Privatschulen in den
Anwendungsbereich des Kopftuchtrageverbots ein (vgl unter I.B. und II.B.). Der in den
Gesetzesmaterialien genannte Zweck, dass damit eine Umgehungsmöglichkeit unterbunden und
daher dem vorgenannten verfassungsgerichtlichen Erkenntnis entsprochen werden (vgl unter II.B.),
ist jedoch nicht zutreffend: Es kann an dieser Stelle dahinstehen, ob der VfGH eine gezielte
Stigmatisierung dann als gerechtfertigt erachtet, wenn diese nur lückenios und damit unentrinnbar
umgesetzt wird. Im konkreten Fall stellt sich diese Frage aber alleine deshalb nicht, weil das
Kopftuchtrageverbot bei Inanspruchnahme des häuslichen Untenichts nach wie vor nicht gilt, was in
den Gesetzesmaterialien auch unumwunden eingestanden wird.'e6 Damit wird jene Möglichkeit der
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht weiterhin offen gehalten, die der Gerichtshof unter dem
Gesichtspunkt der gleichberechtigten Teilhabe an österreichischen Schulen als unter diesem Aspekt
besonders kritisch bewertet (vgl unter V.C.+.).

's+ VfSlg Boo /t927, 97 (98 f).
'ss Näher zB Bertel, BVG Kinderrechte Vorbemerkungen, in Korinek/Holoubek et al (Hrsg) österreichisches
Bundesverfassungsrecht (r8. Lfg zozg) Rz SS. Vgl zur Meinungsfreiheit, aber verallgemeinerbar Fuchs, Art z4
GRC, in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentarz (2019) Rz z4:,,Zwar sind [...] Alter und Reifegrad des
Kindes beachtlich, allerdings nicht im Sinne einer altersbedingten Initiation in die Ausübungsbefähigung,
sondern, an die Adresse der Grundrechtsverpflichteten gerichtet, als Ausdruck eines gestuften
Partizipationsrechts, das mit dem Grad der Entwicklung des Kindes an Gewicht gewinnt. Keinesfalls dürfen
dabei [an den gewissen (Mindest-)Grad an Einsichtsfiihigkeit, M.V.] aber überzogene Maßstäbe angelegt
werden, die Bestimmung ist insofern weit auszulegen: Grundrechtsträger sind ganz gezielt und gewolltermaßen
Kinder."
'so RV z9B BIgNR 28. GP 8.
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Im Ergebnis bewirken g 43a SchUG und-$ zb PrivSchG, dass dem Kopftuchtrageverbot auch weiterhin

;;;;;;;h* *e.a".,-lä"i, "rrÄ"rtr 
aliärdingl ausschließlich in jener Weise, die der vfGH als unter

ää"iö.ri.fttspunkt der sozialen Ausgrenzung besonders kritisch bewertet'

VI. D. Einseitige Belastung nicht konflikperantwortlicher Schülerinnen

Für die Lösung religiös oder weltanschaulich gepr-agle1 Konfliktsituationen ist nach dem

;rfrr;;"grg"ri.itri.rrän Erkenntnis zu S 43a sc!u-G-ait bei den durch Anfeindungen,-Abwertungen

u"ääri.üä eusschluss Druck ausübende-"n und daher den Schulfrieden störenden Schüler*innen

anzusetzen, *orurrt.. di; ;; Kopftuchtrageverbot betroffenen schülerinnen jedenfalls nicht fallen

(Gü;i.r v.C.s.l. In den Gesetzesrnaterialiän wird diese Forderung ausdrücklich angesprochen und

är}"h di; N.""..g.r""s urr .rnilt angesehen. Dies ist jedoch bereits deswegen -unzutreffend, 
weil

,rra"rrrl grolrnaöitig a;r!"r"trti.tre Rägelungel yerwiele.l wird, die bereits im Geltungszeitraum des

$;äs.h'üc "r 
*iir..ä"i *ur"" (vgl tinter iI.n.). Mit Blick auf die besonders einschlägigen - und

ebenfalls nahezu 
"""..a"a.rten 

- iltaß.tahmen nach dem schuG wird auf die verantwortung der

:,i*"r1ääs.rtrr." rrir^g.*r"..". pu*it kommt die Gesetzgebung indesjener.Forderung nicht nach,

die der VfGH in seineri Erkenntnis zu S 4Ba SchUG aF auigestellt hat: Es obliege der Gesetzgebung,

geeignete Instrumeniä-^ i;r"ng einschlägiger. Konfliktelur Verfi.igulg 1u-stellen, wobei auf die

bereits vorhandene" ntriurtu"gs-"und sichärireitsmaßnahmen ausdrücklich hingewiesen wird und

äi.r.-^r. ,nogti.h.;eise nicit ausreichend qualifiziert. werden. Die Gesetzgebung iqt.. in$ep

;iü.h;;d uritatig geblieben, woran auch einzelne, begleitende Regelungen (zB die erst kürzlich

äi"gEirirtitäo rina".."Ä,rirr.oitr.pt. oder näher beschriebene Projekte und Fördermaßnahmen)

nichts ändern.

Daraus folgt eine besonders problematische Konsequenz: Mit S +ga SchUG wird erneut ausschließlich

bei den betroffenen schülerinnen angesetzt, die von einem rigorosen- gesetzlichen verbot (vgl unter

vr.C.l tetroffen .ina n"-iegenüber"bleibt es mit Blick auf die durch Anfeindunggl,$.b*9.tunsen

u"a .ori^r"- Äorr.hlos oiuäk ausübenden und daher den schulfrieden störenden schüler*innen im

fresentlichen bei 6;i"."trti.h.n Rahmen, dessen Els1ung zur Konfliktlösung offen in I'tusg
,i.rri. r,,' Gegenteil -irä äur das Fehlverhalten dieser scliüleriinnen durch weiche ,,Projekte" und

,ntirä..n,,*nriun*"n'i'r.ugi".t, ä"."n verbindlichkeitsgrad offen bleibt. Gleiches gilt im Ergebnis auch

ittd[ il eingeführrJsi;pildt"*ngsbegleitun-s, di9 den durch Anfeindungen, Abwertungen und

,ori"l"rn AussJhluss nto"t ausübendän rind da[är den Schulfrieden störenden schüler*innen ua

p.V.irororiuf. Utttät.tütr"ng ,"t.if werden lässt (9 ++ Abs 8 Z z lit a SchUG)' In den

Gesetzesmaterialien wira a"ütti.h gemacht, dass die fehlende Wirkung von weichen, an den durch

A"i;trilü.n, eU*ä.t;";;; und sozialäm Ausschluss Druck ausübenden und daher den

Schulfrieden störenden Schüler*innen sanft ansetzenden Maßnahmen, durch ein hartes, die nicht

störenden Schülerinnen treffendes Verbot ausgeglichen werden soll:

,,Das gesetzlich [in S 4Sa SchUG, M.V.] uerankerte Verbot ergänzt daher auf uerhäItnismäJ3ige Art.und-Weße
'arilrFri"a, m"i"on iöÄ "ia tünn t äf rechtlicher Ebene ab, was auf pödagogischer Ebene oft nicht binnen

kurzer Zeit uermittel- oder durchsetzbar ist."ts7

Der auch an anderer Stelle erwähnte, temporale Aspektrss zeigt deutiich, dass der rechtliche Bestand

d., un die den Schulfrieden nicht störenden Schülörinnen geiichteten Kopftuchtrageverbotes daran

;;k"üpft;"in soil, ob und inwieweit die durch Anfeindungen, Abwertungen undsozialem Ausschluss

ö.ock aostiUenden und daher den Schulfrieden störendön Schüler*innen durch weiche bzw sanfte

Maßnahmen rn "it!r .ältd".ong ihres Verhaltens bewegt werden können. Damit wird das

;ö;il"". v".ftaftnis von sta"rken, zwang ausübenden Schüler*innen und schwachen, diesem

Zriung 
""t"rworfenen 

Schülerinnen, in der GeJetzgebung fortgesetzt: Der gesetzliche, rigorose Zwang

trifft ausschließlich die Schwächeren.

rsz RV 298 BIgNR 28. GP 7.
rsa ,,DieJe unä andere frojekte und Maßnahmen reichen jedoch für sich genommen derzeit nicht aus [...]"
(RV zg8 BIgNR 28. GP 7 [Hervorhebung nicht im Original]).
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Im Ergebnis führt die Gesetzgebung daher jene Akteursumkehrlgs weiter, die der VfGH in seinem
Erkenntnis zu $ 43a SchUG als unsachlich verworfen hat.

VI.E. Das Selbstbestimmungskonzept des S 4ga SchUG

Es wurde bereits dargelegt, dass $ 43a SchUG das Ziel verfehlt, die betroffenen Schülerinnen vor
sozialer Ausgrenzung zu schützen, sondern eher das Gegenteil bewirkt wird (vgl unter VI.C.). In den
Gesetzesmaterialien wird es als Ziel des $ 4ga SchUG genannt, die ,,Selbstbestimmung unmündiger
Mädchen [zu stärken]".'+o Dieses Bildungsziel ist unzweifelhaft mit der in Art 14 Abs 5a B-VG
genannten Befähigung zu,,selbstständigem Urteil" verbunden.

Das Kopftuchtrageverbot steht zu diesem zr,rreifellos gewichtigen Anliegen jedoch quer: Der Schule ist
es zur Aufgabe gemacht, alle Schüler*innen - gemäß Art 4 Abs 5a B-VG ,,unabhängig von Herkunft,
sozialer Lage und finanziellem Hintergrund" - zu eigenständigem Denken und damit letztlich zu
selbstbestimmten Entscheidungen auch über das eigene Leben anzuleiten. Dieser Bildungsauftrag
und der in Art 14 Abs 6 B-VG gewährleistete, allgemeine Zugang zum öffentlichen Schulsystem setzt
implizit voraus, dass Schüler*innen aus unterschiedlichen sozialen Kontexten in die Schule eintreten
und unabhängig von ihrer bisherigen Sozialisierung das in Art 14 Abs 5a B-VG skizzierte
Bildungsprogramm zu durchlaufen haben. Es wird aber gerade nicht vorausgesetzt, dass die
Schüler"innen beispielsweise den ebenfalls in Art r4 Abs 5a B-VG genannten Grundsatz der Offenheit
in ihrer bisherigen Erziehung bereits kennengelernt haben. Es ist vielmehr die Aufgabe der Schule,
diese Offenheit und damit das Kennenlernen auch alternativer - beispielsweise säkularer -
Lebensentwürfe zu ermöglichen. Das Ergebnis dieses Bildungsprozesses ist damit aber keineswegs
vorgegeben - Art r.4 Abs 5a B-VG nennt in diesem Zusammenhang explizit die Orientierung auch an
religiösen Werten.

$ +ga SchUG schneidet diesen Prozess indes ab und belegt einen bestimmten Lebensentwurf mit
einem gesetzlichen, rigorosen Verbot. Dieser wird der erforderlichen kritischen Diskussion bzw
Auseinandersetzung entzogen und tabuisiert. Die Grundlagen einer selbstbestimmten Entscheidung
für oder gegen das Tragen eines Kopftuches - auch erst in der Zukunft'+, - werden damit unterlaufen.

Im Ergebnis greift $ +3a SchUG selektiv einen bestimmten Lebensentwurf heraus, entzieht diesen der
kritischen Diskussion bzw Auseinandersetzung und greift stattdessen auf ein gesetzliches, rigoroses
Verbot zurück.

VII. Conclusio

Aus den unter VI. herausgearbeiteten Gründen verstößt daher auch g 43a SchUG gegen das
verfassungsgesetzliche Gebot der religiösen und weltanschaulichen Neutralität (vgl unter V.B.).

Darüber hinaus ist auf Folgendes hinzuweisen: Das hier erzielte Ergebnis folgt damit der - soweit
ersichtlich - einhellig kritischen österreichischen Literatur zum Thema Kopftuchtrageverbote für
Schülerinnen.142 Hervorzuheben sind folgende literarische Stellungnahmen:

So hält etwa Georg Lienbacher fest:

,,,4usgehenduon der engen Möglichkeit uon Beschränkungen der Kultusfreiheit aus Gründen der öffentlichen
Ordnung und wegen der guten Sitten sowie unter Berücksichtigung des Gebotes der weltanschaulichen
Neutralitöt des Staates kqnn ein,Kopftuchuerbot'nicht als uerfassungskonform angesehenu)erden."us

,ss Vgl FN r3r.
t+o RV 298 BIgNR 28. GP r.
4'Hierauf stellen die Gesetzesmaterialien ab (RV 298 BIgNR 28. GP fl.
t+z Die folgenden Belege beschränken sich auf Kopftuchtrageverbote für Schülerinnen. Auf die weitergehende
Diskussion zu derartigen Verboten im öffentlichen Raum oder etwa in Zusammenhang mitArbeitsverhältnissen
wird nicht eingegangen.

'qs Lienbacher, Religiöse Rechte, in Merten/Papier/Kucsko-Stadlmayer (Hrsg), Handbuch der Grundrechte,
VII/r: Grundrechte in Osterreichz (zot4) $ rz Rz gg.
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Bei Katharina Pabel ist zu lesen:

,,Für österreich erscheint es daher zweifelhaft, ob ein.g.enerelles verbot des Tragens von religiös geprägter

ä;td;;;a;h s"htit"t in der schule verfassungsrechtlich zulässig wäre."r44

Insbesondere auch der gleichheitsrechtliche Aspekt ist bei Rudolf Thienel betont:

,,Die Voraussetzungen für ein Verbot des Kopftuches gegenüber Schülerinnen oder Studentinnen liegen daher

i;&i";.;i;h;;dä;äüi;h ni.nl uo.. Andereis würde iuitirti.tr dann gelten, wenn es-il der.Bevölkerung - oder

auch an bestimmten schulen oder universitäten - zu konfessionell motivierten Konflikten käme, weil dann das

i;;;;;;;ltgtö-.r sv*uäi.ärZuru-*"nteben der Menschen beeinträchtigen kann. Auch dies gilt in gleicher

Weiie für sl'mbole anderer Religionen."t+s

Vor diesem Hintergrund ist es wenig verwunderlich, dass das verfassungsgerichtliche Erkenntnis zu

d ä-;n s.f,üi ;;;hsÄ";d "positiv aufgenommen wurde. Dies betrifft vornehmlich

äiülraoÄratische dh";ei;g"n,1ä aber auch i,tb.it.n im Bereich der rechtswissenschaftlichen

Geschlechterstudienäro*i. aär ieligionsrechts.4s zal 4saschuG seilediglich auf die im Rahmen

des Begutachtungsverfahren erstatteten Stellungnah-men'mit auch verfassungsrechtlich kritischem

Inhalt - etwa des Bundeskanzleramtes-Verfassu"n$sdienst'r+r des Bundesministeriums für Justiz'tso

äÄ.-^ört"*.itfrir.ft"" Rechtsanwaltskamm.ertage-s,'u, der Gleichbehandlungsanwaltschaft,'s' des

öä.rr"i.rrir.h"n rru"."ti"g.Jü ro*i" der östeireichischen BischofskonferenzLs4 - hingewiesen.

l\ffi
Altenberg bei Linz, den zo. April zoz5 (Markus Va5ek)

,qq pabel, Religion im öffentlichen Schulwesen, in Prisching/Lenz/Hauser (Hrsg) Bildung und Religion

(zoo6) 3T (7t) lFußnote im Original weggelassen].
;;"rhi;r;ri,' il"rigionrfr"iü"it^ifiört;;ä;h, in i4uns.n/Banaszak (Hrsg), Religionsfreiheit in Mittel- und

Osteuropa zwiscüen Tradition und Europäisierung (zoo6) 35 (69)'
;; irh;;, Der staatliche n.ri"rtungr- und Bildirtrgsaoft.ag (zozz).t92{;*Y!ö:(;,Das-Kopftuchverbot für

Volksschülerirrn.t 1rorä"* V".iassu"ngsgerichtshof,Jn Baumgartner (Hrsg) Öffentliches Recht Jahrbuch eozr

(iozz) rZS (186 f0. Vgl aus Deutschlaid Hecker, NVwZ zozt,286 (286 ff).
r+z [/lrich, NLMR 2o2o, 535 ff [Entscheidungsanmerkungl.
4e Kalb,bie ,,Hermeoäüt'l[ des Verdachts"legenüber ,,äem Islam" - einige exemplarische Bezugnahmen,-in

r"rri 
"r'Cn*äj 

z*is"tr"n Rechts- und Zeitgäs;Lichte. Festschrift für Ilse Reiter-Zatloukal (zozs) r6s (rzt f0;

Potz,öarr zoit, tr7 U+Z fil [Entscheidungsanmerkung].

'+s 6r7lSN-44/MF",

'so 42olSN-44lME,
ur 4gr/SN-44|IN'{E,
rsz 4go/SN-44lME.
'ss 43olSN-44lME.
'sq szBlSN-44lME.
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